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I.  Die  Volkstümlichkeit  der  Kriegsgewinnsteuer. 


Es  gibt  gewiss  niemand  in  Deutschland,  der  nicht  Bewunderung 
und  Dankbarkeit  empfindet  für  die  Leistungen  unseres  Heeres  und  die 
Grösse  der  Opfer  voll  und  ganz  anerkennt,  die  bei  den  Truppen  draussen 
im  Felde  und  zum  Teil  auch  weit  hinter  der  Front  insbesondere  von  den 
Familienvätern  und  den  aus  ihrem  bürgerlichen  Berufe  Herausgerissenen, 
vielfach  ohne  ihre  Schuld  als  Gemeine  oder  Unteroffiziere  in  mit  ihrem 
Bildungsgrad  und  ihrer  sozialen  Stellung  in  schroffstem  Widerspruch 
stehende  Verhältnisse  versetzten  Wehrpflichtigen  gebracht  sind  und  fort- 
gesetzt gebracht  werden  müssen.  Das  rechtfertigt  es  aber  noch  nicht,  so, 
wie  es  geschieht,  der  nicht  wehrpflichtigen  Bevölkerung  bei  jeder 
passenden  und  unpassenden  Gelegenheit  bis  zum  Ueberdrusse  die  Antithese 
von  dem  „Darben  und  Entbehren  der  Truppen  draussen  im  Schützen- 
graben“ und  dem  „Wohlleben  der  Daheimgebliebenen“  aufzutischen. 
Abgesehen  davon,  dass  man  damit  der  Bereitwilligkeit  zum  „Durch- 
halten“, der  Lust,  Opfer  zu  bringen,  von  denen  man  sieht,  dass  sie  doch 
nicht  anerkannt  werden,  und  der  sozialen  Eintracht  zwischen  den  Minder- 
bemittelten, die  sich  schlechterdings  kein  „Wohlleben“  leisten  können, 
und  den  Wohlhabenderen,  denen  man  ein  solches  „Wohlleben“  vorwirft, 
nicht  dient,  liegt  in  jener  Antithese  eine  verallgemeinernde  Uebertreibung 
nach  beiden  Seiten  hin,  zugleich  aber  auch  ein  ebenso  schwerer  wie  voll- 
kommen unberechtigter,  wenn  auch  unbewusster  Vorwurf  für  die  Heeres- 
verwaltung. Selbstredend  ist  es  unendlich  hart,  länger  als  Jahr  und  Tag 
und  zumal  in  kalter  und  nasser  Jahreszeit  statt  des  mehr  oder  minder 
behaglichen  Heims  Schützengräben,  Unterstände  oder  halb  zerstörte  Ge- 
bäude als  Aufenthalt  zu  haben  und  den  Unbilden  der  Witterung  aus- 
gesetzt zu  sein.  Aber  abgesehen  davon,  dass  die  Truppen  nicht  alle  und 
nicht  dauernd  im  Schützengraben  liegen  und  namentlich  in  den  grösseren 
Städten  in  Feindesland  von  materiellen  Entbehrungen  überhaupt  keine 
Rede  ist,  denkt  man  bei  jener  Antithese,  indem  man  von  „Darben“ 
und  „Wohlleben“  spricht,  insbesondere  an  eine  Gegensätzlichkeit  in  der 
Art  der  Ernährung.  Auf  diesem  wie  übrigens  auch  auf  dem  einer  den 
Witterungsverhältnissen  entsprechenden  Ausrüstung  hat  es  die  Heeres- 
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Verwaltung  — unterstützt  von  einer  grossartigen,  vielfach  sogar  über 
das  vernünftige  Maß  hinausgehenden  und  durch  Hinaussendung  von 
Lebensmitteln,  an  denen  draussen  ohnehin  kein  Mangel  ist,  ohne  ent- 
sprechenden Nutzeffekt  für  die  Truppen  die  Knappheit  im  Lande  steigern- 
den und  eine  rationelle  Verwendung  des  Volkseinkommens  beeinträchtigen- 
den Liebesgabentätigkeit,  insbesondere  auch  gerade  der  mit  Glücksgütem 
nicht  gesegneten  Kreise  — in  unübertrefflicher  Weise  verstanden,  eine 
ausgezeichnete  Verpflegung  sicherzustellen.  Wenn  es  sich  nicht  gerade 
um  Tage  schnellen  Vorrückens  oder  Schlachttage  handelt,  kann  von 
„Darben“  draussen  nicht  nur  nicht  die  Rede  sein,  ist  dort  vielmehr  die 
Verpflegung  besser  und  abwechslungsreicher,  als  sie  sich  die  Mehrzahl 
der  bei  den  Fahnen  Befindlichen  in  ihren  bürgerlichen  Verhältnissen  und 
die  Offiziere  mit  ihren  Friedensgehältern  in  der  Heimat  leisten  könnten 
und  sie  sich  die  entsprechenden  Schichten  hier  leisten  können.  Von  einem 
„Wohlleben“  der  heimatlichen  Bevölkerung  kann  im  allgemeinen,  wenig- 
stens in  den  Städten,  schon  wegen  der  Teuerung  und  der  Knappheit  der 
Lebensmittel  und  infolge  ihrer  Verbrauchsreglementierung  nicht  die  Rede 
sein,  namentlich  soweit  es  sich  nicht  gerade  um  einzelne  infolge  des 
Krieges  hohen  Verdienst  habende  Produktions-  und  Handelszweige,  die 
Familien  der  hohe  Kriegsbesoldungen  beziehenden  Offiziere  und  Beam- 
ten, teilweise  freilich  auch  die  unterstützten  Kriegerfrauen  und  den  hoch- 
gelohnten Teil  der  Arbeiterbevölkerung,  insbesondere  aber  um  zeitweilig 
in  der  Heimat  befindliche  Heeresangehörige  handelt1).  Gewiss  hungern 
wir  noch  lange  nicht  und  werden  auch  nicht  zu  hungern  brauchen;  denn  es 
ist  uns  von  autoritativster  Stelle,  in  der  letzten  preussischen  Thronrede, 
versichert  worden,  dass  die  deutsche  Landwirtschaft  „aus  eigener  Kraft 
die  Ernährung  der  Bevölkerung  sichert“,  und  es  war  deshalb  übel  ange- 
bracht, wenn  unlängst  im  preussischen  Abgeordnetenhause  mit  dem  in 
der  einen  Richtung  überflüssigen,  in  der  andern  unmöglichen  Gedanken 
gespielt  wurde,  wir  könnten  „hungern“  müssen  und  würden  auch  dann 
noch  „durchhalten“.  Wohl  aber  ist  die  Ernährung  unter  dem  konzen- 
trischen Zwange  der  Teuerung,  der  Lebensmittelknappheit  und  der 
Reglementierungen  der  Lebensmittelversorgung  namentlich  für  die  mitt- 
leren und  oberen  Schichten  in  den  Städten  eine  den  bisherigen  Lebens- 
gewohnheiten nicht  entsprechende,  bescheidenere,  knappere  und  ein- 

0 Im  ,, Berliner  Lokal- Anzeiger“  empfahl  jüngst  ein  „Urlauber“,  vielleicht 
nicht  einmal  ein  Offizier,  als  häusliche  Verpflegung  für  die  Heimaturlauber,  um 
ihren  Magen  nicht  zu  beschweren,  zu  Mittag  „Huhn,  Kalbsbraten“  und  als 
„Nachtisch“  „Gries-  oder  Keisspeise“,  zum  Abendbrot  „Schlei,  Hecht,  Schnitzel, 
Lammrippchen,  grünen  Salat,  Apfelmus,  etwas  Käse  usw.“,  zum  ersten  Frühstück 
keine  Marmelade,  sondern  „frische  Butter  und  Schmalz“,  zum  zweiten  Frühstück 
..belegtes  Brot  und  zwei  oder  drei  gekochte  frische  Eier“! 


I.  Die  Volkstümlichkeit  der  Kriegsgewinnsteuer. 


förmigere  geworden  und  wird  es  zusehends  mehr.  Ausnahmen  bestätigen 
nur  die  Regel,  ebenso  wie  vorübergehendes  Darben  einzelner  Truppenteile 
im  Felde  die  Regel  tadelloser  Verpflegungsfürsorge  der  Heeresverwaltung. 

Wenn  man  aber  nun  einmal  die  Opfer,  die  der  Krieg  den  Soldaten 
im  Felde  auf  erlegt,  mit  denen  des  Volkes  daheim  vergleicht,  dann  darf 
man  überhaupt  nicht  bloss  an  Wohnung,  Kleidung,  Essen  und  Trinken 
denken.  Je  höher  ein  Volk  in  der  Kultur  steht,  um  so  schwerer  fallen 
hier  die  immateriellen  Opfer  ins  G-ewicht,  gleichviel  ob  sie,  wie  viele 
von  ihnen,  auch  schwere  materielle  in  Gestalt  von  Einkommens-  oder  selbst 
Vermögenseinbussen  im  Gefolge  haben,  oder  nicht.  In  seinem  Buche  „Eng- 
land“ (Volksausgabe  S.  26  f.)  schreibt  der  Historiker  Eduard  Meyer: 

„Für  unseren  Freiheitsbegriff  ist  das  massgebende  Moment  die  geistige 
Durchbildung  der  eigenen  Persönlichkeit,  das  Recht,  sich  selbständig  und  unab- 
hängig eine  eigene  Weltanschauung  zu  bilden  und  von  dieser  aus  alle  Vorgänge 
des  Lebens  nach  eigenem  Urteil  aufzufassen,  die  so  gewonnene  Ueberzeugung 
frei  und  unbehindert  zu  vertreten  und  ihr  in  der  menschlichen  Gemeinschaft 
Geltung  zu  verschaffen.  Diese  Tendenz,  welche  jeden  Deutschen  beherrscht  und 
welche  er  sich  nicht  antasten  lässt,  welche  daher  sowohl  im  geistigen  wie  im 
politischen  Leben  den  Grundcharakter  des  deutschen  Volkes  bildet,  ist  dem 
Engländer  wie  dem  Amerikaner  fremd  oder  wenigstens  nur  in  weit  geringerem 
Maße  entwickelt.“ 

Mit  Ausbruch  des  Krieges  bat  das  deutsche  Volk  auf  jenes  „mass- 
gebende Moment  unseres  Freiheitsbegriffs“,  auf  „das  Recht,  die  gewon- 
nene Ueberzeugung  frei  und  unbehindert  zu  vertreten“,  auf  die  Unantast- 
barkeit „dieser  jeden  Deutschen  beherrschendenTendenz“  bereitwillig  ver- 
zichtet und  in  allen  seinen  Schichten  nun  schon  länger  als  IV2  Jahre  einen 
durch  kein  Gesetz  vorgeschriebenen  „Burgfrieden“  gewahrt,  dessen 
Wahrung  ihm  dadurch  nicht  erleichtert  wird,  dass  seine  mit  Zwangs- 
gewalt ausgestatteten  Hüter  der  verfassungsmässigen  Verantwortlich- 
keit entrückt  sind.  Regierungsseitig  hat  man  die  Zensur  „die  Brot- 
karte der  öffentlichen  Meinung“  genannt.  Leider  hinkt  der  Vergleich 
stark:  die  Brotkarte  sagt  dem  Verbraucher  bestimmt,  wieviel  er  ver- 
brauchen darf,  gewährleistet  jedem  ein  bestimmtes,  gleiches  und  im  all- 
gemeinen ausreichendes  Nahrungs quantum  und  ist  von  verantwortlichen, 
unbedingt  sachverständigen  Stellen  geregelt;  die  Zumessung  der  geistigen 
Nahrung  aber  ist  nicht  nach  festen,  gleichmässigen  Grundsätzen  geordnet, 
sondern  hängt  von  dem  Ermessen  unverantwortlicher  Stellen  ab,  über 
deren  — übrigens  unvermeidliche  — „grosse  Reihe  von  Fehlern,  Mängeln 
und  Irrtümern“  Reichsleitung  und  Reichstag  einig  sind.  Ich  unterschreibe, 
namentlich  nach  den  Erfahrungen  der  Kriegszeit  und  der  Behandlung  des 
Antrags  Ablass-Bassermann  im  Reichstage  am  18.  Januar  es  nicht,  wenn 
Meyer  a.  a.  0.  behauptet,  jene  „Tendenz“  der  freien  unbehinderten 
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Vertretung  der  gewonnenen  Ueberzeugung  sei  im  Deutschen  mehr  als  im 
Engländerund  Amerikaner  entwickelt.  Aber  eine  jahrelange,  sich  nicht  auf 
militärische  Dinge  und  solche  der  auswärtigen  Politik  beschränkende,  ver- 
fassungsmässig nicht  verantwortliche  Zensur  ist  für  jedes  Kulturvolk,  vor 
allem  für  ein  auf  so  hohem  Bildungsniveau  aller  seiner  Schichten  stehen- 
des wie  das  deutsche  eins  der  schwersten  Opfer,  das  ihm  auferlegt  werden 
kann.  Das  deutsche  Volk  bringt  es,  wie  ein  Vergleich  unserer  Presse  und 
Parlamentsverhandlungen  mit  denen  unserer  Feinde,  die  russische  Duma 
nicht  ausgeschlossen,  zeigt,  in  uneingeschränkterem  Maße  wie  irgend  ein 
anderes. 

Und  wenn  auch  nicht  zuzugeben  ist,  dass  der  Deutsche  auf  das 
Recht  der  freien  Meinungsäusserung  noch  mehr  Wert  wie  etwa  der 
Engländer  und  Amerikaner  lege,  so  ist  ihm  wie  in  solchem  Maße  wohl 
keinem  Volke  eigen  ein  starkes,  in  mancher  Richtung  zu  empfindliches 
Rechtsempfinden.  Auch  das  hat  es  bereitwillig  den  Kriegsnotwendig- 
keiten nun  schon  anderthalb  Jahre  und  in  weiterem  Umfange,  als  es  bei 
einer  Friedensvorbereitung  des  inneren  Kriegsstaatsrechtes  nötig  geworden 
wäre,  zum  Opfer  gebracht.  Unser  ganzes  Kriegsstaatsrecht  besteht 
letzten  Endes  aus  drei  Sätzen:  Erstens:  die  wichtigsten  verfassungs- 
mässigen Grundrechte  sind  durch  die  Belagerungszustandsgesetze  ausser 
Kraft  gesetzt,  andere,  wie  die  Unverletzlichkeit  des  Eigentums  und  die 
Gewerbefreiheit  tatsächlich  durch  die  Anwendung  der  beiden  andern 
Sätze  ausgeschaltet,  nämlich  zweitens:  der  Bundesrat,  also  nur  einer  der 
gesetzgebenden  Faktoren,  ist  einseitig  zu  den  einschneidendsten  „wirt- 
schaftlichen Massnahmen“  berechtigt,  wobei  diesem  Begriffe  unbeanstan- 
det eine  so  weite  Auslegung  gegeben  wird,  wie  sie  sich  mit  dem  Wortlaut 
und  dem  freilich  verschwommenen  Begriffe  „wirtschaftlich“  eigentlich 
nicht  mehr  vereinbaren  lässt.  Immerhin  wird  diese  Diktatur  der  überdies 
sachverständigsten  Stelle  durch  ihre  und  der  Einzelregierungen  ver- 
fassungsmässige Verantwortlichkeit  und  die  Vorschrift,  dass  die  An- 
ordnungen auf  Verlangen  des  Reichstages  ausser  Kraft  treten,  gemildert. 
Auch  diese  Milderungen  fehlen  aber  gegenüber  dem  dritten  jener  Sätze, 
in  die  sich  unser  Kriegsstaatsrecht  im  Grunde  zusammenfassen  lässt: 
die  vollziehende  Gewalt  ist  ohne  jede  gesetzliche  Einschränkung  oder 
Begriffsbestimmung  auf  Stellen  übergegangen,  die  vermöge  ihres  Berufes 
in  Angelegenheiten  der  Zivilverwaltung  nicht  gleich  sachverständig  sein 
können1)  wie  geschulte  Ober-  und  Regierungspräsidenten,  die  aber  und 


*)  Wäre  es  anders,  dann  wäre  die  Frage  der  Versorgung  nicht  mehr 
felddienstfähiger  Offiziere  und  gleichzeitig  die  der  Vorbildung  der  höheren  Ver- 
waltungsbeamten gutenteils  gelöst:  wenn  frühere  kommandierende  Generale  den 
schweren  Kriegsaufgaben  der  Verwaltung  ebenso  gut  gerecht  werden  könnten  wie 
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gerade  trotzdem  — wie  regierungsseitig  stets  mit  mehr  Nachdruck  als 
gut  und  zweckmässig  ist,  betont  wird  — keiner  verfassungsmässigen  Ver- 
antwortlichkeit unterliegen,  gegen  deren  Massnahmen  der  Verwaltungs- 
rechtsschutz — dessen  Erringung  und  Ausbau  bisher  als  einer  der 
grössten  Fortschritte  unseres  inneren  Staatsrechts  galt  — ausgeschlossen 
ist  und  selbst  der  der  ordentlichen  Gerichte  — zumal  nach  deren  eigener, 
aus  dem  lediglich  den  Uebergang  bestehender  Befugnisse  von  einer 
Stelle  auf  eine  andere  kennzeichnenden  Wortlaute  „die  vollziehende 
Gewalt  geht  über“, -aus  den  Worten  „Verbote“  und  „Interesse  der  öffent- 
lichen Sicherheit“  der  Belagerungszustandsgesetze  kaum  die  zulässigen  und 
bei  Ausnahmegesetzen  gebotenen  restriktiven  Folgerungen  ziehenden 
Auslegung  dieser  Gesetze  *)  — so  gut  wie  versagt,  die  aber  gerade  deshalb 
der  Gefahr  ausgesetzt  sind,  von  den  Zivilbehörden  zu  diesen  durch  Gesetz 
und  Rechtsprechung  verwehrten  Massnahmen  benutzt  zu  werden,  und  die 
endlich  zu  allem  Ueberfluss  von  einer  Zentralinstanz  unabhängig  sind. 
Und  wie  all  das  die  zeitweise  Vernichtung  der  wichtigsten  Errungen- 
schaften des  Verfassungsstaates  auf  unbestimmte  Zeit  bedeutet,  so  muss 
gerade  auf  den  an  strenge  Abgrenzung  der  Zuständigkeiten  gewöhnten 
deutschen  Staatsbürger  die  völlige  Unklarheit  über  die  Zuständigkeits- 
grenzen gewisser  Militär-  und  Zivilbehörden  verwirrend  wirken,  vermöge 
deren  eigentlich  niemand  mehr  weiss,  wer  Koch  und  wer  Kellermeister 
ist.  Der  Abgeordnete  Schiffer  hat  im  „Tag“2)  auf  die  sich  hieraus 
ergebenden  bedenklichen  Folgen  hingewiesen.  Wenn  er  aber  dort  den 
Zivilbehörden  den  Vorwurf  macht,  dass  sie  sich  „in  dem  ihnen  ver- 
bliebenen Machtbereich“  nicht  genügend  „kräftig  behaupten  und  erfolg- 
reich regen“,  so  könnte  ich  ihm  nur  dann  zustimmen,  wenn  er  mir  sagen 
könnte,  wo  denn  das  den  Zivilbehörden  „verbliebene“  Machtbereich 


Minister  und  Oberpräsidenten,  warum  sollten  es  dann  nicht  den  nicht  schwieri- 
geren Friedensaufgaben  der  Regierungspräsidenten,  Landräte  und  Oberbürger- 
meister pensionierte  Generale  und  Obersten!  Auf  die  Mitwirkung  tüchtiger 
geschulter  Verwaltungsbeamter  würde  man  freilich  verzichten  müssen;  denn 
solche  würden  sich  schwerlich  noch  finden,  wenn  ihnen  keine  andere  Stellung 
winkte,  als  die  von  Referenten  der  Offiziere.  An  dem  geflissentlich  gerühmten 
„schnellen  Ein-  und  Durchgreifen“  der  Militärbehörden  würden  es  bei  glei- 
chen Befugnissen  auch  die  Zivilbehörden  nicht  fehlen  lassen. 

J)  In  Nr.  3/4  der  „Deutschen  Juristen-Zeitung“  bringt  Reichsgerichtsrat 
Lobe  unter  dem  Begriff  der  „öffentlichen  Sicherheit“  sogar  die  Fürsorge  für 
die  „gebotene  allgemeine  Sparsamkeit“.  Damit  gelangte  man  zu  einer  Ver- 
neinung jedes  Schutzes  der  Verfügungsfreiheit  über  das  Privateigentum,  also 
gerade  eines  durch  die  Belagerungszustandsgesetze  nicht  suspendierten  Grund- 
rechtes. Ich  wüsste  kaum  noch,  welches  Verbot,  in  dem  sie  nicht  selbst  ver- 
sichern, dass  sie  es  nicht  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  erlassen, 
nach  Lobes  Ansicht  die  Militärbefehlshaber  nicht  erlassen  dürften! 

2)  Nr.  248  vom  22.  Oktober  1914. 
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anfängt  nnd  aufhört;  denn  nur  in  einem  solchen  fest  umgrenzten,  gegen 
Eingriffe  geschützten  Machtbereich  kann  sich  eine  Behörde  „kräftig 
behaupten  und  erfolgreich  regen“. 

Eine  notwendige  Folge  jedes  Krieges  sind  solche  Mängel 
des  Kriegszustandes  im  Innern,  die  von  niemandem,  auch  von  der 
Regierung  nicht,  in  Abrede  gestellt  werden,  in  derartigem  Umfange  nicht. 
Sie  wären  grossenteils  zu  verhüten  gewesen,  wenn  wir  uns  ebenso  wie 
auf  andern  auch  auf  diesen  Gebieten  rechtzeitig  im  Frieden  auf  den  Krieg 
durch  eine  zeitgemässe,  gründliche  Gesetzgebung  vorbereitet  hätten.  Die 
Schuld,  dass  es  nicht  geschehen  ist,  trifft  nicht  bloss  die  früheren 
Regierungen  und  Parlamente,  sondern  uns  alle,  die  wir  von  den  Dingen 
etwas  verstehen  und  auf  die  Mängel,  die  auf  der  flachen  Hand  lagen, 
hätten  hinweisen  sollen.  Zeit  genug  hätten  wir  gehabt;  denn  mit  dem 
Zweifrontenkrieg  mussten  wir  seit  Jahrzehnten,  mit  dem  Dreifrontenkrieg 
wenigstens  seit  Jahren  rechnen,  und  an  das  Dasein  des  Belagerungs- 
zustandsgesetzes wurden  wir  zuletzt  im  Winter  1913/14  erinnert.  Wir 
müssen  uns  in  dieser  Hinsicht  einer  schweren  Unterlassungssünde  zeihen, 
deren  Folgen  wir  jetzt  zu  verspüren  bekommen.  Was  uns  entschuldigen 
kann,  ist  nur,  dass  wir  mit  einer  so  langen  Dauer  des  Krieges  nicht 
rechnen  konnten  und  auch  damit  nicht,  dass  der  Belagerungszustand 
während  der  ganzen  Dauer  eines  so  langen,  sich  immer  weiter  von  den 
Grenzen  des  Reiches  entfernenden  Krieges  im  ganzen  Reiche  würde  auf- 
rechterhalten werden;  denn  ich  kann  dem  Regierungsvertreter  in  der 
Reichstagssitzung  vom  18.  Januar  1915  allerdings  nicht  zugeben,  dass 
sich  nach  der  heutigen  Kriegslage  das  ganze  Reich  in  der  Situation  „von 
dem  Feinde  bedrohter  Provinzen“  im  Sinne  des  Belagerungszustands- 
gesetzes befände  oder  die  öffentliche  Sicherheit  überall  derart  bedroht  wäre, 
dass  nicht  beschränktere  Ausnahmemassregeln  ausreichten,  ebensowenig  wie 
ich  ihm  zugeben  kann,  dass  die  Zensur  in  dem  heute  geübten  Umfange 
noch  lediglich  eine  „Kriegsmassnahme“  wäre.  Das  aber  ist  freilich 
unbestreitbar,  dass  wir  gewisse,  sogar  weitgehende  Ausnahmemassregeln 
nirgends  im  Reiche  entbehren  können,  und  dass  - — womit  freilich  einzelne 
Reformen  und  Milderungen  durch  Notverordnungen  nicht  ausgeschlossen 
sind  — die  Schaffung  eines  einwandfreien  inneren  Kriegsstaatsrechts 
während  des  Krieges  unmöglich  ist,  nachdem  wir  es  verabsäumt  haben,  es 
im  Frieden  zu  machen.  Im  Sommer  dieses  Jahres  werden  es  25  Jahre,  dass 
mir  als  29jährigem  Landrat  mein  späterer  unvergesslicher  Chef  M i q u e 1 
die  Schwierigkeiten  der  Yolksernährung  im  Falle  eines  Weltkrieges  aus- 
einandersetzte. Wir  haben  uns,  was  vorausschauende  Vorsorge  für  einen 
langen  Weltkrieg  anlangt,  auf  dem  Gebiete  der  Kriegsrechtsordnung,  wie 
übrigens  auch  auf  manchen  andern  Gebieten,  als  keine  Miquels  erwiesen! 
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Es  ist  indes  hier  nicht  der  Ort  und  nicht  meine  Absicht,  auf  diese 
Dinge  näher  einzugehen.  Ueber  die  Auslegung  und  Handhabung  des  Be- 
lagerungszustandsgesetzes und  der  sonstigen  die  inneren  Verhältnisse 
während  des  Krieges  betreffenden  Gesetze  und  Verordnungen  werden  wir 
uns  nach  dem  Kriege  sehr  eingehend  auseinanderzusetzen  haben,  wenn  es 
sich  um  die  dann  unerlässliche  Aufgabe  handeln  wird,  in  Nachholung 
des  leider  Versäumten  unser  Kriegsstaatsrecht  auf  sichere  und  zeit- 
gemässe  Grundlagen  zu  stellen.  Worauf  es  mir  hier  nur  ankommt,  ist, 
unter  Zurückweisung  der  vielfachen,  die  Opferfreudigkeit  beeinträch- 
tigenden Unterschätzung  der  von  allen  Kreisen  unseres  Volkes  neben 
den  materiellen  gebrachten  und  vor  allem  von  den  politisch  reifsten 
Kreisen  empfundenen  immateriellen  Opfer,  insbesondere  auf  den  Gebieten 
der  freien  Betätigung  bürgerlicher  Hantierung  und  selbst  des  hauswirt- 
schaftlichen Lebens  sowie  der  Unverletzlichkeit  des  Eigentums  und  der 
freien  Meinungsäusserung,  aus  der  Art,  wie  sich  unser  Volk  diesen 
Opfern  unterworfen  hat,  einen  Schluss  auf  dessen  politische  Keife  und 
damit  auf  das  Gewicht  zu  ziehen,  das  der  Willensmeinung  weiter  Kreise, 
wie  sie  hinsichtlich  der  Kriegsgewinnsteuer  erkennbar  geworden  ist,  bei- 
zumessen ist.  Diese  Art  aber,  wie  das  deutsche  Volk  jene  Opfer  auf  sich 
genommen  hat  und  nun  schon  seit  ungeahnt  langer  Zeit  trägt,  macht  ihm 
kein  anderes  Volk  der  Welt  nach;  sie  beweist  eine  alle  Erwartungen  über- 
steigende, von  keinem  anderen  Volke  erreichte  staatsbürgerliche  Einsicht 
und  Selbstverleugnung  und  einen  überraschenden  Grad  von  politischer 
Schulung  und  Disziplin.  Wenn  ein  Volk  derart  unter  den  schwierig- 
sten Verhältnissen  die  Feuerprobe  dieser  Eigenschaften  besteht,  dann  hat 
es  auch  Anspruch  darauf,  dass  seinen  Willenskundgebungen  eine  gebüh- 
rende Bedeutung  beigelegt  wird. 

Soweit  nun  unter  der  Herrschaft  der  Zensur  ein  Schluss  auf  die 
öffentliche  Meinung  gezogen  werden  kann  — und  hier  wird  das  umso 
eher  möglich  sein,  weil  man  wird  annehmen  dürfen,  dass  in  die  Erör- 
terungen über  die  Kriegsgewinnsteuer  noch  kein  Zensor  eingegriffen  hat 
— -,  findet  der  Gedanke  einer  scharfen  Sonderbesteuerung  der  ,, Kriegs- 
gewinne“ in  den  weitesten  und  verschiedenartigsten  Kreisen  nicht  nur 
Zustimmung,  sondern  seine  alsbaldige  Verwirklichung  wird  als  die  einer 
,, sittlichen  Notwendigkeit“  beinahe  stürmisch  gefordert,  so  dass  Schatz- 
sekretär Helfferich  ihn  geradezu,  wenn  auch  etwas  überschwänglich 
als  ,, Gern  eingut  des  ganzen  deutschen  Volkes“  bezeichnet  hat.  Das  ist 
bei  einem  Steuerprojekt  etwas  sehr  Ungewöhnliches,  und  ich  wüsste  mich 
nicht  zu  erinnern,  dass  schon  jemals  bei  uns  eine  neue  Steuer  mit  solcher 
Ungeduld  nicht  nur  von  einem,  wenn  auch  dem  grössten  Teil  der  öffent- 
lichen Meinung,  sondern  bisher  überhaupt  ohne  grundsätzlichen  Wider- 
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sprucli  gefordert  worden  wäre.  Immerhin  haben  wir  mit  der  Massgabe, 
dass  sich  von  vornherein  auch  grundsätzliche  Gegnerschaft  einer  nicht 
unbedeutenden  Minderheit  geltend  machte,  wenigstens  ähnliches  in 
jüngerer  Zeit  schon  erlebt.  Zur  W arenhaussteuer  hat  sich 
M i q u e 1 nach  jahrelangem  Widerstreben,  als  sein  Stern  schon  im 
Niedergange  war,  in  der  Zeit  der  Kanalkämpfe  von  der  Landtagsmehrheit, 
hinter  der  breite  Volksschichten  standen,  drängen  lassen;  wie  er  im  Grunde 
seines  Herzens  über  die  Steuer  dachte,  ist  für  den,  der  zwischen  den  Zeilen 
zu  lesen  versteht,  aus  der  Begründung  zu  dem  Gesetzentwürfe  deutlich 
herauszulesen,  und  niemals  ist  mir  die  parlamentarische  Vertretung 
der  Finanzverwaltung  unbehaglicher  gewesen  als  bei  jenem  Ge- 
setze, dessen  Gedanken  ich  auf  ganz  anderem  und  nicht  eine 
einzelne  Betriebsform  herausgreifendem  Wege  verwirklicht  wissen  wollte. 
Hätte  M i q u e 1 nicht  damals,  unterstützt  vom  Staatsministerium,  wenig- 
stens an  seiner  Vorlage  so  ziemlich  festgehalten,  sondern  den  Wünschen 
derer  nachgegeben,  die  sich  zwar  entrüstet  dagegen  verwahrten,  die 
Warenhäuser  ,, erdrosseln“  zu  wollen,  aber  später  dem  Gesetze  zum  Vor- 
wurfe machten,  dass  es  nicht  einer  Erdrosselung  gleichkommende 
Wirkungen  ausübte,  dann  wären  vielleicht  die  Warenhäuser  in  der  Tat 
zugrunde  gegangen,  deren  trotz  gewisser  Schattenseiten  grossen  Wert 
für  die  Lebenshaltung  und  namentlich  für  eine  leidlich  wohlfeile  Lebens- 
mittelversorgung der  mittlern  und  untern  Einkommensschichten  mit  dem 
Steigen  der  Lebensmittelpreise  und  namentlich  während  des  Krieges 
Unbefangene  ebenso  mehr  und  mehr  anerkennen  müssen  wie  ihr  Verdienst 
um  die  Kriegswohlfahrtspflege. 

Das  ist  das  eine  „populäre“  Steuergesetz  der  letzten  Jahrzehnte, 
das  sich  nur  deshalb  als  unschädlich  erwiesen  hat,  weil  die  Regierung 
stark  genug  war,  sich  nicht  über  eine  Grenze  hinaus  von  der  populären  Strö- 
mung treiben  zu  lassen.  Das  andere  ist  das  Zuwachssteuergesetz 
vom  14.  Februar  1911.  Eine  Volkstümlichkeit  in  weiten  Kreisen  war  dem 
Gedanken  der  Reichswertzuwachssteuer  nicht  abzusprechen.  Ich  habe  in 
der  ersten  Reihe  der  Gegner  nicht  der  Wertzuwachssteuer  überhaupt,  son- 
dern nur  ihrer  Verwendung  als  Reichssteuer  gestanden  und  dadurch 
mancherlei  Unannehmlichkeiten  gehabt,  die  mich  freilich,  da  es  sich  um 
die  Vertretung  meiner  innersten,  auf  langen  Erfahrungen  an  massgebender 
Stelle  beruhenden  Ueberzeugung  handelte,  kalt  Hessen,  mit  Ausnahme 
einer  schwachen  Stunde,  in  der  ich  mich  zu  einer  alsbald  von  mir  bitter 
bereuten  Konzession,  wenn  auch  nur  in  der  Art  der  Vertretung  meiner 
Ansichten  bereden  liess.  Es  hätte  bloss  noch  gefehlt,  dass  ich,  der  ich  mich 
doch  jederzeit  mit  aller  Entschiedenheit  für  kommunale  Wertzuwachs- 
steuern in  vernünftigen  Grenzen  eingesetzt  hatte  und  seit  Erlass  des 
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Kommunalabgabengesetzes  den  auf  dessen  Abschwächung  gerichteten 
Wünschen  der  „Haus-  und  Grundbesitzervereine“  und  ihrer  Befürworter 
im  Parlamente  schärfer  als  wohl  irgend  ein  anderer  Vertreter  der  Staats- 
regierung entgegengetreten  war,  als  Gefolgsmann  der  Grundstücks- 
spekulanten und  Terraingesellschaften  hingestellt  worden  wäre,  wie  es 
andern  erging.  Wohl  hatte  ich  die  Gemeindeverwaltungen  so  gut  wie 
einmütig  und  sehr  namhafte  Vertreter  der  Wissenschaft  auf  meiner 
Seite.  Aber  den  Gemeindeverwaltungen  hielt  man  entgegen,  dass  sie  nur 
ihre  Haushaltsinteressen  verträten,  und  die  Stimmen  der  Wissenschaft 
waren  geteilt.  Im  Reichstage  wurde,  auch  seitens  der  Regierungsvertreter, 
eifrig  mit  der  Volkstümlichkeit  der  Steuer,  mit  der  „Einhelligkeit“,  mit 
der  der  Reichstag  sie  im  Jahre  1909  gefordert  habe,  und  sogar  mit  der 
„vollen  Ueberzeugung“  gearbeitet,  mit  der  die  verbündeten  Regierungen 
den  Gedanken  verträten,  von  dem  sie  3/4  Jahre  vorher,  im  Grunde  ihres 
Herzens  die  Finanzverwaltungen  der  Bundesstaaten  wohl  auch  noch  zur 
Zeit  der  Einbringung  der  Vorlage  nichts  wissen  wollten.  Man  hatte  das 
Gefühl,  dass  das  Reichsschatzamt  Gegengründe  gar  nicht  hören  wollte 
und  beinahe  persönlich  übelnahm.  Wenn  man  die  Reden  des  damaligen 
Schatzsekretärs  hörte  oder  las,  so  musste  man  glauben,  dass  es  sich  um 
Wohl  und  Wehe  des  Deutschen  Reiches  handelte  und  nicht  um  eine 
Steuer,  die  ihm  ein  paar  Dutzend  Millionen  jährlich  einbringen  sollte. 
Kaum  je  ist  eine  Steuervorlage,  noch  nie  eine  solche  von  derart  unter- 
geordneter finanzieller  Bedeutung  mit  einem  so  hohen  Pathos  grosser 
Worte  vertreten  worden.  Und  als  im  Reichstage  den  Freunden  der  Vor- 
lage, je  mehr  sie  sich  mit  ihr  beschäftigten,  um  so  weniger  wohl  wurde, 
da  mussten  Heeresverstärkung  und  Veteranenfürsorge  herhalten,  als 
wenn  es  dem  Reiche  unmöglich  gewesen  wäre,  die  hierfür  erforderlichen 
Mittel  aufzubringen,  wenn  es  nicht  die  dreissig  bis  vierzig  Millionen  ge- 
rade durch  die  Zuwachssteuer  erhielte1).  Heute  kann  man  die  Leute,  die 
noch  zur  Fahne  der  R e i c h s wertzuwachssteuer  schwören,  mit  der 
Laterne  suchen.  Als  Reichssteuer  hat  man  sie  schleunigst  bei  der  ersten 
möglichen  Gelegenheit,  bei  der  Finanzreform  von  1913,  zwei  Jahre  nach 
ihrer  als  Grosstat  gepriesenen  Einführung,  wieder  beseitigt,  und  selbst 
als  Kommunalsteuer  ist  sie  infolge  ihrer  Schabionisierung  durch  das 
schlechte  Reichsgesetz,  an  dessen  Missglücken  freilich  der  Reichstag 
reichlich  so  viel  Schuld  trägt  wie  der  Bundesrat,  diskreditiert,  was 
sie  nicht  wäre,  wenn  das  Reich  nicht  ihre  autonome  Entwicklung  gestört 
hätte.  Es  gibt  heute  keine  Steuer,  die,  zumal  im  Verhältnisse  zu  dem, 

4)  Vgl.  hierüber  meinen  Aufsatz  „Die  Reichszuwachssteuer  von  sozial- 
politischen Gesichtspunkten“  in  den  „Annalen  für  soziale  Politik  und  Gesetz- 
gebung“, I.  Band,  1.  Heft,  S.  8 ff. 
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was  sie  bringt,  so  viel  Verärgerung  und  so  oft  Härten  erzeugt,  wie  die 
Zuwachssteuer,  wozu  freilich  eine  vielfach  ungeschickte,  rücksichtslose 
Handhabung  und  namentlich  die  Verpflichtung,  die  — oft  in  viele  Tausende 
gehende  und  ausser  Verhältnis  zum  Vermögen  des  Steuerpflichtigen 
stehende  — Steuer  ungeachtet  der  Einlegung  von  Hechtsmitteln  ohne  An- 
spruch auf  Zinsen  vorläufig  zahlen  oder  sicherstellen  zu  müssen,  das 
ihrige  beiträgt. 

Wer  dem  Werdegang  erst  der  kommunalen,  dann  der  Reichs  wert  - 
zuwachssteuer  so  nahe  gestanden  hat,  wie  ich,  dem  drängt  sich  unwillkür- 
lich die  Erinnerung  hieran  auf,  wenn  er  die  heutige,  man  kann  beinahe 
sagen,  „Begeisterung“  für  die  Kriegsgewinnsteuer  beobachtet  und  liest, 
wie  auch  die  verbündeten  Regierungen  den  Gedanken  einer  ausgiebigen 
Besteuerung  der  „Kriegsgewinne“  als  „Gemeingut  aller  Volkskreise“  an- 
erkennen, dem  „zwingende  Erwägungen  sozialethischer  und  finanzieller 
Natur  zugrunde  liegen“1).  Einer  unserer  bekanntesten  Geschichtsforscher 
fragte  mich  unlängst,  ob  ich  nicht  von  der  Kriegsgewinnsteuer  ein  „ähn- 
liches Fiasko  wie  von  der  Zuwachssteuer“  fürchte.  Die  sich  hierin 
äussernde  Besorgnis  ist  nicht  ganz  unbegründet,  freilich  weniger  auf 
finanziellem  Gebiet.  Allerdings  darf  man  auch  in  dieser  Beziehung  die 
Erwartungen  nicht  zu  hoch  spannen.  Der  Heichsschatzsekretär  hat  viel- 
leicht durch  seine  Aeusserungen  im  Reichstage  mehr,  als  gut  war,  dazu 
beigetragen,  dass  man  in  dieser  Hinsicht  sich  weit  übertriebenen  Vor- 
stellungen hingibt.  Selbst  aus  solchen  Kreisen,  denen  man  nach  ihrer 
Vorbildung  und  Lebensstellung  ein  einigermassen  leidliches  Mass 
von  Verständnis  für  Verwaltungs-  und  wirtschaftliche  Angelegen- 
heit beimessen  darf,  sind  mir  Ansichten  geäussert  worden,  aus  denen 
hervorging,  dass  man  durch  die  einmalige  Kriegsgewinnsteuer  einen  wirk- 
lich erheblichen  Teil  der  Kriegskosten  werde  decken  können,  so  dass  die 
dauernde  steuerliche  Mehrbelastung  „nicht  gar  so  schlimm“  zu  werden 
brauche.  Davon  kann,  wenigstens  wenn  man  nach  ihrer  Höhe  noch 
von  einer  „Steuer“  und  nicht  von  einer  Vermögenskonfiskation  — der 
nahezukommen  nach  manchen  Aeusserungen  allerdings  die  Gefahr  besteht 
— soll  sprechen  können,  nicht  die  Rede  sein,  wenngleich  man  auch  den 
Ertrag  längst  nicht  so  niedrig  wie  Buck  2),  auf  „kaum  mehr  als  100  Mil- 
lionen“, zu  veranschlagen  hat.  Wieviel  die  Steuer  bringen  wird  und 
bringen  kann,  hängt  natürlich  in  erster  Linie  von  den  unten  zu  erörtern- 
den Fragen  der  Umgrenzung  des  Steuerobjekts  und  von  der  Gestaltung 

0 Begründung  zu  dem  Gesetz  über  vorbereitende  Massnahmen  zur  Besteue- 
rung der  Kriegsgewinne. 

2)  „Die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne“  im  „Finanzarchiv“.  XXIII.  Jahr- 
gang. I.  Band. 
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des  Steuertarifes  ab.  J edenfalls  ist  aber  weder  ein  absolutes  finan- 
zielles Fiasko  zu  befürchten,  noch  mehr  als  ein  nur  äusserst  beschei- 
dener Beitrag  zu  den  Kriegskosten  zu  erhoffen. 

Wohl  aber  ist  die  Gefahr  eines  schwere  Ungerechtigkeiten  und 
Unklarheiten  herbeiführenden  ähnlichen  gesetzestechnischen  Fiaskos, 
wie  wir  es  im  Zuwachssteuergesetze  erlebt  haben,  nicht  ausgeschlossen, 
um  so  weniger,  je  mehr  man  das  Reichsschatzamt  zur  baldigen 
Vorlegung  oder  wenigstens  Bekanntgabe  des  Gesetzentwurfs  drängt. 
In  meinem  Aufsatz  über  die  Kriegsgewinnsteuer  im  „Staatsbedarf“ 
(II.  Jahrgang,  N.  1)  hatte  ich  darauf  hingewiesen,  dass  es  nötig 
sein  würde,  bei  der  Kriegsgewinnsteuer  „den  Anlass  der  Vermögens-  und 
namentlich  der  Einkommensvermehrung  nicht  völlig  ausser  Betracht  zu 
lassen“;  man  würde  „z.  B.  die  Dienstalterszulage  eines  Beamten,  weil  der 
Beamte  zufällig  während  des  Krieges  in  die  höhere  Gehaltsstufe  ein- 
gerückt ist,  ebensowenig  zum  Anlass  einer  Sondersteuer  oder  Erhöhung 
des  Satzes  einer  solchen  nehmen  dürfen  wie  etwa  den  Umstand,  dass  ein 
Schriftsteller  oder  Künstler,  der  vielleicht  jahrelang  an  einem  Werke 
gearbeitet  und  deshalb  jahrelang  ein  niedriges  Einkommen  gehabt  hat, 
zufällig  gerade  während  des  Krieges  dieses  Werk  vollendet  und  hierfür 
ein  hohes  Honorar  erhält,  das  ohne  Krieg  ebenso  hoch  oder  höher  gewesen 
wäre“.  Darauf  bezog  es  sich  offenbar,  wenn  die  „Berliner  Politischen 
Nachrichten“  vom  3.  Januar  1916  zu  meinem  Aufsatz,  nachdem  sie  andere 
Punkte  desselben  hervorgehoben  hatten,  bemerkten:  „Was  die  sonstigen 
Bedenken  des  Verfassers  anlangt,  so  beziehen  sie  sich  auf  gewisse  Aus- 
nahmefälle, deren  Regelung  und  Behandlung,  soweit  dazu  die  Aus- 
führungsbestimmungen einen  gangbaren  Weg  nicht  bieten,  zweckmässig 
dem  Ermessen  des  Bundesrats  Vorbehalten  wird.  Ein  Steuergesetz 
kann  wie  jedes  andere  Gesetz  immer  nur  allgemeine  Grundsätze  auf- 
stellen; darüber  hinaus  muss  esderbewährtenPraxis  des  Bundes- 
rats überlassen  bleiben,  im  Einzelfall  vorkommende  Härten  zu 
mildern  oder  durch  Erlass  der  Steuer  ganz  zu  beseitigen.“ 
Das  wäre  allerdings  eine  sehr  bequeme  Auffassung  von  den  Aufgaben  des 
Steuer  gesetzgebers,  für  die  sich  aber  die  Steuerpflichtigen  bedanken 
werden.  Es  scheint  mir  hier  eine  starke  Verkennung  des  von  Wissen- 
schaft und  Gesetzgebung  anerkannten  Grundsatzes  der  Bestimmtheit  und 
Gesetzmässigkeit  der  Besteuerung  zutage  zu  treten,  der  verlangt, 
dass  alle  Voraussetzungen  der  subjektiven  und  objektiven  Steuerpflicht 
im  voraus  allgemein  durch  Gesetz  festgelegt  werden,  so  dass,  wie  sich 
Roscher  (Finanz Wissenschaft,  5.  Auflage,  S.  252)  ausdrückt,  „jeder 
Pflichtige  die  von  ihm  zu  tragende  Last  lange  im  voraus  weiss  und  genau 
nachrechnen  kann“  (vgl.  Entscheidung  des  preuss.  Oberverwaltungs- 
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gerichts  Bd.  57,  S.  132  ff.).  Dafür  bietet  es  keinen  gleichwertigen  Ersatz, 
wenn  der  Steuerberechtigte  nur  für  befugt  erklärt  wird,  seinerseits  ein- 
seitig Voraussetzungen  zu  bestimmen,  unter  denen  er  eine  Steuerbefreiung 
oder  -milderung  eintreten  lassen  will,  oder  gar  hierüber  von  Fall  zu  Fall 
zu  entscheiden.  Bei  den  von  mir  berührten  Fragen  handelt  es  sich  aber 
nicht  um  „Ausnahmefälle“  in  dem  Sinne  nicht  vorauszusehender  Einzel- 
fälle, in  denen  eine  Erlassbefugnis  genügt,  sondern  in  dem  Sinne  von  Aus- 
nahmen von  der  objektiven  Steuerpflicht,  um  Voraussetzungen  der 
letzteren,  d.  h.  um  „Grundsätze“  der  Besteuerung,  die  bisher  Gesetzgeber 
wie  Wissenschaft  als  in  das  Steuer  g e s e t z gehörig  angesehen  haben. 
Wollte  man  den  Standpunkt  der  „Berliner  Politischen  Nachrichten“ 
akzeptieren,  dann  wäre  es  allerdings  kein  Kunststück,  Steuergesetze  zu 
machen,  dann  hätte  sich  der  preussische  Steuergesetzgeber  z.  B.  die  Mühe 
der  §§  8,  11 — 14  und  63  des  Einkommensteuergesetzes  zum  grossen  Teile 
sparen  können.  Wäre  die  Ansicht  der  „Berliner  Politischen  Nachrichten“ 
in  dieser  Beziehung  die  des  Reichsschatzamts,  dann  wäre  ein  Missraten 
des  Kriegsgewinnsteuergesetzes  von  vornherein  zu  befürchten.  Denn 
entweder  liesse  der  Reichstag  ein  nur  „allgemeine  Grundsätze“  auf- 
stellendes  Gesetz  durchgehen,  dann  hiesse  das  die  Uebertragung  der  Dik- 
tatur des  Bundesrats  in  beschränktem  Maße  auf  die  Friedenszeit  und  auf 
das  Steuergebiet,  noch  dazu  bei  einer  Steuer  mit  vielleich  exorbitant 
hohen  Sätzen;  oder  er  suchte  seinerseits  die  Lücken  der  Regierungs- 
vorlage auszufüllen,  und  das  würde  ihm  wahrscheinlich  nur  sehr  unvoll- 
kommen gelingen.  Sollten  aber  etwa  die  „Berliner  Politischen  Nach- 
richten“ oder  gar  das  Reichsschatzamt  an  die  Wiederholung  des  beim 
Zuwachssteuergesetz  unternommenen,  damals  zum  Glück  am  Reichstag 
gescheiterten  Versuchs  denken,  dem  Bundesrat  das  Recht  zur  Fest- 
stellung rechtsverbindlicher,  also  Gesetzeskraft  besitzender  Auslegungs- 
grundsätze beizulegen,  so  wäre  hiergegen  der  allerschärfste  Widerspruch 
zu  erheben.  Ich  nehme  an,  dass  man  wie  bei  der  Zuwachssteuer,  dem 
Wehrbeitrag  und  der  Besitzsteuer  auch  bei  der  Kriegsgewinnsteuer  die 
höchstinstanzliche  Rechtsmittelentscheidung  über  die  Heranziehung  in 
die  Hand  der  höchsten  Verwaltungs-  oder  ordentlichen  Gerichte  wird 
legen  wollen.  Das  kann  man  sich,  wie  ich  in  meinen  „Betrachtungen  zur 
Reichszuwachssteuer“  (S.  75  f.)  ausgeführt  habe,  füglich  sparen,  wenn 
man  den  höchsten  Gerichten  die  Möglichkeit  nimmt,  das  Gesetz  nach 
ihrer  freien  Ueberzeugung  auszulegen.  Wenn  nicht  um  der  höchsten 
Gerichtshöfe  willen,  so  doch  im  Interesse  des  — nach  dem  Kriege  mit 
seinem  Ausnahmerecht  einer  Wiederherstellung  und  Pflege  dringend 
bedürftigen  — Rechtsbewusstseins  im  Volke  und  seines  Vertrauens  zur 
Rechts-  und  Verwaltungsrechtspflege  erspare  man  dann  jenen  die  mit 
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dem  Wesen  des  richterlichen  Amtes  unvereinbare  Unterwerfung  nicht 
unter  die  Autorität  des  Gesetzes,  sondern  unter  die  einer  höchsten  Ver- 
waltungsbehörde oder  eines  einzelnen  der  gesetzgebenden  Faktoren  und 
begnüge  sich  mit  einem  Beschwerdeverfahren  mit  dem  Bundesrat  als 
höchster  Instanz.  Das  Wesentliche  des  Rechtsschutzes,  die  Unabhänigkeit 
des  Richters,  die  Pflicht  und  das  Recht,  nach  seiner  freien  Ueberzeugung 
zu  richten,  wäre  ja  durch  die  Befugnis  des  Bundesrats,  jede  ihm  unbe- 
queme Rechtsprechung  durch  seine  bindenden  Auslegungsgrundsätze  für 
die  Zukunft  unmöglich  zu  machen,  doch  beseitigt.  Die  Steuerpflichtigen 
würden  gewiss  ausserordentlich  erbaut  und  beruhigt  von  dem  Bewusst- 
sein sein,  dass  die  Entscheidung  über  ihre  Steuerpflicht  nicht  von  dem 
unbeeinflussten,  aus  eigener  Rechtsüberzeugung  geschöpften  Urteil  unab- 
hängiger Richter,  sondern  von  den  diesen  vom  Bundesrat,  im  Grunde 
genommen  dem  Reichsschatzamt  gegebenen  Direktiven  abhänge!  Ver- 
gleicht man  die  Auslegungen  des  Zuwachssteuergesetzes  durch  den 
Bundesrat  mit  denen  durch  die  obersten  Verwaltungsgerichte,  so  gewinnt 
man  ein  Bild  von  den  Nachteilen,  die  den  Steuerpflichtigen  erwachsen 
wären,  wenn  jenen  Auslegungen  bindende  Kraft  beigelegt  worden  wäre. 

II.  Die  Berechtigung  der  Kriegsgewinnsteuer. 

Hoffen  wir  also,  dass  jene  Ansicht,  der  Steuergestzgeber  könne  sich 
auf  „allgemeine  Grundsätze“,  die  nicht  einmal  die  Voraussetzungen  der 
Steuerpflicht  erschöpfend  zu  regeln  brauchten,  beschränken,  nicht  die 
des  Reichsschatzamts  ist  und  man  dort  auch  nicht  an  das  Gesetz  in 
materieller  Beziehung  ergänzende  oder  gar  ändernde  Ausführungsvorschrif- 
ten, deren  Nachprüfung  den  Gerichten  versagt  sein  sollte,  denkt,  sondern 
dass  die  verbündeten  Regierungen  mit  einer  in  allen  Einzelheiten  sorg- 
fältig ausgearbeiteten  Vorlage  an  den  Reichstag  herantreten  werden!  Wir 
dürfen  diese  Hoffnung  ungeachtet  jener  stutzig  machenden  Auslassung 
eines  als  offiziös  geltenden  Organs  um  so  mehr  haben,  als  keinerlei  Ver- 
anlassung vorliegt,  die  Vorlage  zu  überstürzen.  Mit  dem  Reichshaushalts- 
voranschlag für  1916  hat  sie  ebensowenig  zu  tun,  wie  mit  der 
Auflegung  der  nächsten  Kriegsanleihe.  Bei  Wirksamwerden  des 
Besitzsteuergesetzes  muss  sie  allerdings  unter  Dach  sein,  mag 
nun  die  Kriegsgewinnsteuer  mit  der  Besitzsteuer  verbunden 
werden  oder  nicht;  denn  bei  beiden  Steuern  handelt  es  sich  um  Be- 
steuerungen von  Vermögenszuwachs,  die  einander  beeinflussen  und  auf 
einander  Rücksicht  nehmen  müssen.  Aber  wenn  wir,  wie  ich  fürchte, 
anfangs  1917  noch  keinen  Frieden  haben,  dann  können  wir  die  Besitz- 
steuer doch  nicht  veranlagen,  sondern  müssen  sie  für  die  weitere  Kriegs- 

Strutz,  Die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne.  2 
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zeit  durch  Nachtragsraten  des  Wehrbeitrages  ersetzen.  Eine  allgemeine 
Vermögensschätzung  von  solcher  steuerlicher  Bedeutung,  wie  sie  sie  bei  der 
Besitzsteuer  infolge  der  Höhe  der  Steuersätze  hat,  ist  während  des  Krieges 
wegen  des  Fehlens  amtlicher  Kurse,  der  unklaren  Lage  des  Grundstücks- 
marktes, der  Verhältnisse  in  den  Grenzgebieten  usw.  materiell  unmöglich 
und  wegen  Beamtenmangels  undurchführbar.  Selbst  wenn,  was  nicht 
der  Fall  ist,  für  die  beim  Heere  befindlichen  Beamten  der  Steuerverwal- 
tungen der  Zahl  nach  Ersatz  geschafft  werden  könnte,  so  gehören  doch 
gerade  zu  den  Aufgaben  der  ersten  Veranlagung  einer  Steuer  wie  der 
Besitzsteuer  mit  den  Verhältnissen  von  Land  und  Leuten  ihres  Bezirks 
vertraute  Beamte,  die  nicht  zu  haben  sind.  Es  ist  mir  schlechterdings 
unverständlich,  wie  sonst  verständige  Leute  im  Reichstage  die  Unüber- 
windlichkeit  dieser  Hindernisse  nicht  einsehen  wollten;  sie  werden  jeden- 
falls niemals  einem  andern  den  Vorwurf  der  „Weltfremdheit“  machen 
dürfen!  Eine  einmal  verpfuschte  erste  Veranlagung  einer  Steuer  von  der 
Art  der  Besitzsteuer  ist,  schon  weil  jede  frühere  Veranlagung  die  Grund- 
lage der  nächstfolgenden  bildet,  kaum  jemals  wieder  in  Ordnung  zu 
bringen.  Bei  den  einzelstaatlichen  Vermögenssteuern  liegen  die  Dinge 
insofern  anders,  als  es  sich  bei  ihnen  nicht  um  die  erstmalige  Veranlagung 
handelt  und  ihre  Sätze  ungleich  niedriger,  Missgriffe  entsprechend  weniger 
empfindlich  machende  sind.  Immerhin  ist  mir  auch  noch  einigermassen 
unklar,  wie  die  preussische  Steuerverwaltung  1917,  wenn  dann  noch  kein 
Friede  ist,  die  Neuveranlagung  der  Ergänzungssteuer  befriedigend  durch- 
führen will. 

Auch  wenn,  woran  zu  zweifeln  wir  vorläufig  noch  keine  Veranlassung 
haben,  die  verbündeten  Regierungen  die  denkbarste  Sorgfalt  auf  die  kom- 
mende Kriegsgewinnsteuervorlage  verwenden,  drohen  ihrer  schliesslichen 
Gestaltung  noch  genug  Gefahren.  Ich  habe  wiederholt1)  auf  die  ungünstige 
Prognose  hingewiesen,  die  dem  leidlich  einwandfreien  Gelingen  jedes 
neuen  Steuerexperiments  unter  dem  Drucke  einer  gebieterisch  Be- 
schaffung grosser  neuer  Mittel  erfordernden  Finanzlage,  ganz  besonders 
während  eines  schweren,  alles  Denken  und  Empfinden  beherrschenden, 
nervenüberreizenden  Krieges  gestellt  werden  muss,  und  ich  will  hier  nicht 
wiederholen,  weshalb  dies  so  und  nicht  anders  sein  muss.  Daran  und  darum 
an  der  Notwendigkeit  eingehendster,  nüchternster  und  vorurteilslosester 
Prüfung  der  demnächstigen  Vorlage  durch  den  Reichstag  ändert  — und 
damit  komme  ich  auf  den  Ausgangspunkt  meiner  Betrachtungen  zurück 
- — auch  die  bei  einer  direkten  Steuer  beispiellose  Popularität  des  Kriegs- 

*)  Vgl.  u.  a.  meine  Festrede  zur  Hundertjahrfeier  des  preussischen  Finanz- 
ministeriums, abgedruckt  im  „Verwaltungsarchiv“  Band  17,  S.  179  ff.,  ins- 
besondere S.  187,  sowie  meine  Aufsätze  in  der  „Deutschen  Juristen-Zeitung“ 
vom  1.  Juli  1915  und  1.  Januar  1916. 
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gewinnsteuergedankens  bei  einem  durch  die  Art,  wie  es  die  materiellen  und 
immateriellen  Opfer  eines  ohne  Vorgang  dastehenden  Krieges  von  die 
schlimmsten  Befürchtungen  übertreffender  Dauer  trägt,  auf  seine  poli- 
tische Reife  erprobten  Volke  nichts.  Steuerfragen  sind  stets  äusserst 
subtiler  Art  und  rühren  an  menschlichen  Eigenschaften,  die  das  Urteil 
über  das,  was  gerecht  ist,  stark  zu  verwirren  geeignet  sind.  Es  ist  nur 
zu  wahr,  dass  der  grossen  Menge  jede  Steuer,  die  nur  den  lieben  Nächsten 
trifft,  gerecht,  jede,  die  einen  selber  trifft,  ungerecht  erscheint.  Nur  wer 
den  Boden  der  Wirklichkeit  verlässt,  wird  glauben,  dass  wir  in  dieser 
Beziehung  durch  den  Krieg  andere  Menschen  werden,  dass  wir  aus 
„Patriotismus“  Steuern  auf  uns  nehmen  werden  statt  sie  nach  Möglichkeit 
andern  zuzuschieben,  dass  der  Neid  gegen  die  wirklich  oder  vermeintlich 
Bessergestellten  aus  der  menschlichen  Natur  verschwinden  wird.  Das  sich 
klar  zu  machen,  ist  vor  allem  für  eine  richtige  Bewertung  der  Volkstüm- 
lichkeit des  Gedankens  einer  Steuer  von  der  Art  der  Kriegsgewinnsteuer 
geboten,  wenn  man  sich  Entstehung  und  Werdegang  dieses 
Gedankens  vergegenwärtigt. 

Den  ersten  Anstoss  für  die  Bewegung  zugunsten  einer  Sonder- 
besteuerung der  „Kriegsgewinne“  bildeten  Nachrichten,  dass  die  Heeres- 
verwaltung an  Lieferanten  und  Vermittler  ungemessen  hohe  Preise  und 
Vergütungen  zahlen  müsse,  dass  solche  Leute  manchmal  „an  einem  Tage 
ein  Vermögen“  an  der  Heeresverwaltung  verdienten,  — Nachrichten,  die 
wahrscheinlich  vielfach  noch  übertrieben  waren,  aber  niemand  überraschen 
konnten,  der  mit  den  Menschen  rechnet,  wie  sie  nun  einmal  sind,  und  der 
die  Zwangslage,  in  der  sich  im  Kriege  die  Heeresverwaltung  gegenüber 
der  Produktion  und  dem  Handel  in  Heeresbedürfnissen  befindet,  sowie  die 
Unmöglichkeit,  den  gerissensten  Geschäftsleuten  gleich  geschäftsgewandte 
Beamte  oder  gar  Offiziere  entgegenzustellen,  berücksichtigt.  Als  dann 
die  gewaltige  Teuerung  aller  Lebensmittel  und  im  Gefolge  hiervon  fast 
aller  anderer  Lebensbedürfnisse  einsetzte,  wurde  sie  — ob  und  inwieweit 
mit  Recht  oder  Unrecht,  interessiert  hier  nicht  — der  Profitgier  der  Produ- 
zenten, Gross-  und  Kleinhändler  zugeschrieben,  das  Odium  hiervon  von 
jeder  dieser  Gruppen  nach  Möglichkeit  auf  die  andere  abgewälzt.  Die 
Wahrnehmung,  dass  nach  Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  eine 
Ware  ohne  deren  gleichzeitige  Beschlagnahme  die  Ware  vom  Markte  ver- 
schwand, gab  dem  weiter  Nahrung,  da  diese  Erscheinung  nicht  mit  Unrecht 
darauf  zurückgeführt  wurde,  dass  Produzenten  und  Händler  nun  die 
Waren  zurückhielten,  um  höhere  Höchstpreise  zu  erzwingen  oder  sie  für 
die  eigene  Wirtschaft  zu  verwenden1).  Die  nach  und  nach  bekannt  werden- 


9 Wenn  jetzt  eine  Ueberschreitung  der  bisherigen  Höchstpreise  für  den 
Kartoffelankauf  beim  Produzenten  gestattet  wird,  um  dem  unnatürlichen,  durch 
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den  Bilanzen  des  ersten  Kriegs jahres  der  zn  ihrer  Veröffentlichung  ver- 
pflichteten Erwerbsgesellschaften  lieferten  allerdings  unanfechtbare 
ziffernmässige  Belege  dafür,  dass  viele  Gesellschaften,  namentlich 
bestimmter,  unmittelbar  oder  mittelbar  für  den  Krieg  produzierender 
Industriezweige  in  diesem  ersten  Kriegsjahr  absolut  und  im  Verhältnisse 
zu  den  vergangenen  Geschäftsjahren  ungeheure  Gewinne  erzielt  haben, 
die  ihnen  unverhältnismässig  hohe  Dividenden  und  daneben  ausserordent- 
liche Reservestellungen  und  Abschreibungen  gestatteten. 

Diesen  Erscheinungen,  aus  denen  sich  ergibt,  dass  der  Krieg  einer 
Minderzahl  der  Bevölkerung  die  Möglichkeit  zu  einer  starken  Vermehrung 
von  Einkommen  und  Vermögen  geboten  und  von  ihr  hierzu  benutzt  worden 
ist,  steht  nun  die  andere  gegenüber,  dass  die  Mehrzahl  mit  einem  ver- 
ringerten oder  doch  nicht  gestiegenen,  infolge  der  Teuerung  aber  in 
seiner  Kaufkraft  gewaltig  gesunkenen  Einkommen  die  so  viel  höher 
gewordenen  Kosten  der  Lebenshaltung  und  die  besonderen  finanziellen  An- 
forderungen des  Krieges  zu  bestreiten  gezwungen  ist.  Eine  überaus  grosse 
Anzahl  von  Angehörigen  der  sog.  produktiven  Stände,  der  freien 
Berufe  und  der  Privatangestellten  sind  durch  den  Militärdienst  aus 
ihrem  Erwerbsleben  überhaupt  herausgerissen  und  müssen  gewärtigen, 
dadurch  ihre  bisherige  Kundschaft,  Klientel  oder  Stellung  überhaupt  zu 
verlieren  und  sich  nach  dem  Kriege  eine  ganz  neue  suchen  zu  müssen; 
die  für  Berufsoffiziere  übertrieben  hohen  Militärbezüge  bieten  jenen 
Personen  für  solche  Verluste  meistenteils  keinen  irgend  gleichwertigen 
Ersatz,  ganz  abgesehen  davon,  dass  sie  nach  dem  Kriege  wegfallen,  ehe 
und  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ihre  bürgerlichen  Erwerbsquellen  wieder  so 
wie  vor  dem  Kriege  fliessen.  Den  durch  den  Krieg  begünstigten  Industrien 
und  Handelszweigen  stehen  andere  gegenüber,  die  durch  den  Krieg  mehr 
oder  weniger  brach  gelegt  oder  doch  in  ihrem  Verdienst  schwer  geschädigt 
sind,  sei  es,  dass  infolge  des  Krieges  die  Nachfrage  nach  ihrer  Ware 
aufgehört  oder  nachgelassen  hat,  sei  es,  dass  sie  keine  genügenden  Mengen 
von  Rohstoffen  beschaffen  können  oder  von  ihren  Auslandsmärkten  ab- 
geschnitten sind,  sei  es,  dass  sie  keinen  gleichwertigen  Ersatz  für  die 
eingezogenen  Arbeitskräfte  finden  können,  sei  es  endlich,  dass  in  ihrem 
Betrieb  durch  obrigkeitliche  Beschlagnahmen,  Enteignungen,  Höchst- 
preisfestsetzungen, Einschränkungen  der  Arbeitszeit  und  des  Eeil- 
haltens  von  Waren,  Verboten  der  mindestens  für  die  dem  Wechsel  von 


Wagenmangel  und  Witterung  allein  nicht  zu  erklärenden  Kartoffelmangel  in 
den  Großstädten  abzuhelfen,  mag  das,  wenn  man  sich  zu  durchgreifenden  Mass- 
nahmen gegen  die  Produzenten  nicht  entschliessen  kann,  vielleicht  der  einzige 
Ausweg  sein,  es  enthält  aber  ein  behördliches  Eingeständnis,  dass  die  Kartoffeln 
von  den  Produzenten  zurückbehalten  werden,  um  höhere  Preise  zu  erzielen. 
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Moden  und  Geschmack  unterworfenen  Handelsbetriebe  zur  Vermeidung 
grosser  Verluste  notwendigen  „Ausverkäufe“  und  dergleichen  Mass- 
nahmen mehr  aufs  störendste  eingegriffen  ist.  Gerade  diese  behördlichen 
Eingriffe  in  die  gewerblichen  Verhältnisse  müssen  besonders  hart 
empfunden  werden,  weil  sie  völlig  ungleichmässig  und  für  die  Betroffenen 
scheinbar  willkürlich  einsetzen,  von  völlig  ausserhalb  der  Interessen  von 
Handel  und  Gewerbe  liegenden  Erwägungen  diktiert  sind,  oft  auch  von 
heute  auf  morgen  und  selbst  ohne  die  an  sich  wohl  mögliche  Schonung 
und  Rücksichtnahme  getroffen  werden;  es  werden  durch  sie  einzelne 
gewerbliche  Kreise  lediglich  im  Interesse  des  Staats-  und  Volksganzen 
zu  ganz  unverhältnismässigen  „Kriegsleistungen“  ohne  Schadenersatz 
herangezogen,  während  andere  hohe  „Kriegsgewinne“  einstreichen. 

Es  wäre  geradezu  wunderbar  gewesen,  wenn  solch  abgrundtiefe 
Gegensätze  in  den  wirtschaftlichen  Wirkungen  des  Krieges  nicht  bei 
den  Benachteiligten  das  Verlangen  nach  einem  durch  die  Gesetzgebung 
erzwungenen  Ausgleich  hervorgerufen  hätten.  Der  einzige  gangbare  Weg 
hierzu  erschien,  da  man  die  Gewinne  der  einen  nicht  unter  die  geschädig- 
ten andern  verteilen  kann,  die  Inanspruchnahme  wenigstens  eines  grossen 
Teiles  jener  Gewinne  für  die  Allgemeinheit,  mit  anderen  Worten  ihre 
teilweise  „Wegsteuerung“.  Der  Gedanke  an  eine  solche  musste  um  so 
mehr  Boden  gewinnen,  je  mehr  nachgerade  auch  dem  blödesten  Auge 
und  dem  blindesten  Optimisten  ein  schwaches  Licht  darüber  aufging,  was 
uns  nach  dem  Kriege  unter  allen  Umständen  unentrinnbar  und  mit  jedem 
Monate,  den  er  länger  dauert,  und  der  uns  mehr  wie  zwei  Milliarden 
kostet,  schlimmer  werdenden  Maße  auf  dem  Gebiete  der  direkten  und 
indirekten  Abgabebelastung  bevorsteht.  Die  Schlussfolgerung  war  natür- 
lich: soviel  wie  irgend  möglich  müssen  von  diesen  riesigen  Lasten  die- 
jenigen vorweg  tragen,  die  aus  der  Ursache  dieser  Lasten,  dem  Kriege, 
unmittelbare  Vermögens  vorteile  gezogen  haben.  Es  war  auch  begreiflich, 
dass  sich  die  naive  Unkenntnis,  in  der  sich  ein  grosser  Teil  auch  der 
Gebildeten  über  Fragen  der  öffentlichen  Finanzverwaltung  und  der 
Steuerpolitik  befindet,  bis  zu  der  Vorstellung  verstieg,  auf  diese  Weise 
könne  durch  einen  einmaligen  kräftigen  Aderlass  der  „Kriegslieferanten“ 
ein  grosser  Teil  der  Kriegskosten  wieder  eingebracht  werden,  ohne 
dass  die  Allgemeinheit  in  Mitleidenschaft  gezogen  zu  werden  brauche, 
und  dass  man  es  als  eine  unabweisbare  sittliche  Forderung  hinstellte, 
jenen  ihre  „schamlos  hohen“,  „unmoralischen“,  „sittlich  verwerflichen“ 
— und  was  man  sonst  noch  für  Hyperbeln  braucht  — „Kriegsgewinne“ 
wieder  abzunehmen. 

Dass  dieser  Ruf  nach  einer  solchen  möglichst  konfiskatorischen 
Kriegsgewinnsteuer  ein  ebenso  starker  und  verbreiterter  gewesen  sein 
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würde,  wenn  die  Zahl  derer,  die  an  „Kriegsgewinnen“  in  dem  Sinne,  an 
den  man  dachte,  nämlich  an  unmittelbar  durch  den  Krieg,  in  der 
Hauptsache  durch  Lieferung  und  Vermittlung  von  Heeresbedarf  und 
Volksnahrungsmitteln,  erzielten  Gewinnen  beteiligt  sind,  mehr  als  nur  eine 
verhältnismässig  kleine  Minderheit  der  Bevölkerung  ausmachte,  etwa 
gar  unter  den  Wortführern  der  öffentlichen  Meinung  eine  Mehrheit  bildete, 
möchte  ich  stark  bezweifeln.  Nun  hat  man  sich  heute  schon  fast  allgemein 
in  den  einigermassen  sachverständigen  Kreisen  zu  der  von  mir  am 
1.  Juli  v.  J.  in  der  „Deutschen  Juristenzeitung“1)  ausgesprochenen  An- 
sicht bekehrt,  dass  eine  „praktisch  leidlich  brauchbare  Formel  für  eine 
Begriffsbestimmung  der  Kriegsgewinne“  in  jenem  eigentlichen  Sinne 
nicht  zu  finden  ist,  dass  es  kaum  möglich  sein  würde,  „diese  Kriegs- 
gewinne ohne  Willkürlichkeiten  aus  dem  Gesamtertrag  eines  gewerb- 
lichen Unternehmens  herauszuschälen“,  dass  vollends  „mit  Merkmalen 
wie  der  Uebermässigkeit  des  Gewinnes  steuerlich  nichts  anzufangen 
ist“.  Meine  damaligen  x\usführungen  gipfelten  darin,  man  müsse  „darauf 
verzichten,  den  Krieg  als  Ursache  der  Einkommens-  und  Vermögens- 
vermehrung verwenden  zu  wollen,  weil  man  in  unlösbare  Schwierigkeiten 
gerät,  wenn  man  anfängt,  nicht  lediglich  in  individuellen  Vorkommnissen 
und  Handlungen  erblickten  Ursachen  solcher  Einkommens-  und  Ver- 
mögensverschiebungen nachzugehen  und  von  ihnen  die  Steuerpflicht 
abhängig  zu  machen“;  man  dürfe  „die  Frage  nicht  so 
stellen:  Ist  das  Einkommen  oder  Vermögen  durch 
den  Krieg  gestiegen?,  sondern:  Ist  es  während  des 
Krieges  gestiegen?“  Die  „Berliner  Politischen  Nachrichten“ 
erklärten  damals  offenbar  offiziös  sogleich  ihre  Zustimmung,  und  in  der 
gedruckten  wie  in  der  mündlichen  Begründung  des  Gesetzes  vom 
24.  Dezember  v.  J.  „über  vorbereitende  Massnahmen  zur  Besteuerung  der 
Kriegsgewinne“  haben  sich  die  verbündeten  Regierungen  auf  diesen 
Grundsatz  festgelegt;  im  Laufe  der  Beratung  dieses  Gesetzes  aber  hat 
der  Reichsschatzsekretär  (S.  492.  B der  Stenogr.  Ber.)  noch  schärfer 
betont,  dass  den  Gegenstand  der  künftigen  Kriegsgewinnsteuer, 
auf  den  „eine  kolossale  Belastung“  gelegt  werden  solle,  der  Ver- 
mögenszuwachs bilden  soll,  „einerlei,  ob  er  durch  den  Krieg  oder  trotz 
des  Krieges  entstanden  ist“.  Mit  aller  Entschiedenheit  hat  er  auch, 
wieder  übereinstimmend  mit  meinen  Ausführungen  vom  Sommer  v.  J., 
am  30.  November  v.  J.  und  später  erklärt,  dass  die  Steuer  nicht  „als 
eine  Art  von  Strafsteuer  gegen  übermässige  Gewinne  bei  Kriegs - 
lieferungen  und  bei  Vermittlung  von  Kriegslieferungen  gestaltet  und 
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angesehen  werden  dürfe,  und  dass,  „wo  direkte  Uebervorteilungen  vor- 
gekommen sind“,  man  „auf  andere  Weise  einen  Ausgleich  und  eine 
Reparatur  stattfinden  lassen“  müsse  „als  im  Wege  der  Besteuerung“ 
(a.  a.  0.  S.  420  C).  Er  hat  nur  eine  Folgerung  hieraus  nicht  gezogen, 
auf  die  ich  gleich  hier  hin  weisen  möchte:  man  soll  dann  auch 
die  Bezeichnungen  „K  riegsgewinne“  und  „K  r i e g s - 
Gewinnsteuer“  im  Gesetze  und  seiner  Ueberschrift 
vermeiden  und  hätte  es  auch  schon  beim  Yorbereitungsgesetze  tun 
sollen.  Zutreffend  sagt  Professor  Ehrenber  g1) : „Das  Volksempfinden 
hasst  unzweifelhaft  alle  Kriegsgewinne“.  Dann  soll  man  sich  hüten,  diese 
dem  Volksempfinden  gehässige  Bezeichnung,  die  nun  einmal  ihren  Aus- 
gangspunkt vom,  sagen  wir  einmal  kurz,  Kriegs  wucher  genommen 
hat,  in  einem  Gesetze  zu  gebrauchen,  dem  man  jeden  Gedanken  einer 
Bestrafung  dessen,  was  das  Volksempfinden  hasst,  fernhalten  will.  Auch 
bei  einem  Steuergesetze  soll  man  derartige  ideelle  Gesichtspunkte 
nicht  ohne  Not  vernachlässigen.  Ich  erinnere  mich,  dass,  als  ich  die 
preussische  Warenhaussteuer  vorbereitete,  sich  alte  angesehene  Firmen 
hauptsächlich  deshalb  gegen  sie  sträubten,  weil  sie  es  als  eine  capitis 
deminutio  betrachteten,  vom  Gesetze  zu  „Warenhäusern“  gestempelt  zu 
werden.  Bei  der  „Kriegsgewinnsteuer“  würde  es  dahin  kommen,  dass  es 
als  Makel  angesehen  werden  würde,  zu  ihr  herangezogen  zu  sein,  dass, 
wie  ein  bekannter  Parlamentarier  es  mir  etwas  drastisch  ausdrückte, 
Kriegsgewinnsteuer  gezahlt  zu  haben,  etwa  so  betrachtet  werden  würde, 
wie  im  Zuchthaus  oder  Gefängnis  gesessen  zu  haben.  — W enn  ich  hier 
trotzdem  jene  Bezeichnungen  weiter  brauche,  so  geschieht  es  nur  der 
Kürze  wegen.  — 

Wird  die  — sit  venia  verbo  — Kriegsgewinnsteuer  als  ausser- 
ordentlich hohe  Sondersteuer  aller  während,  gleichviel  ob  auch  infolge,  des 
Krieges  erzielten  Vermögensvermehrungen  mit  Ausnahme  solcher  durch 
Erbgang  oder  Schenkung  gestaltet,  dann  wollen  wir  einmal  sehen,  ob 
nicht  ihre  „Volkstümlichkeit“  stark  in  die  Brüche  gehen,  nicht  recht 
viele,  die  von  ihr  begeistert  waren,  in  der  Vorstellung,  dass  sie  nur  andere 
Leute  treffen  könne,  abschwenken  werden,  wenn  sie  erkennen  werden,  dass 
sie  selbst  mit  gefangen  werden  sollen!  Also  bei  aller  Hochachtung  vor 
der  von  dem  deutschen  Volke  bewiesenen  politischen  Reife  heisst  es,  sich 
nicht  von  der  „Popularität“  der  Kriegsgewinnsteuer  blenden  zu  lassen, 
wäre  es  deshalb  auch  ratsam  gewesen,  die  Begründung  des  Vorbereitungs- 
gesetzes nicht  mit  den  Worten  zu  beginnen:  „Der  Gedanke  einer  aus- 
giebigen Besteuerung  der  Kriegsgewinne  ist  heute  in  Deutschland 


*)  „Das  neue  Deutschland“.  Jahrgang  III.  Nr.  37/39,  S.  334. 
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Gemeingut  aller  Volkskreise.“  Wenn  man  „Kriegsgewinn“  in  dem  Sinne 
versteht,  wie  schon  jene  Vorlage,  dann  ist  der  Satz  unrichtig  und  wird 
er  sich  je  länger  je  mehr  als  unrichtig  erweisen. 

Entscheidend  für  den  Steuergesetzgeber  kann  und  darf  nur  sein, 
ob  er  bei  gewissenhafter,  unbefangener  Prüfung  zu  der  Ueberzeugung 
gelangt,  dass  die  Einführung  der  Steuer  gerecht  ist.  Glaubt  er  diese 
Frage  verneinen  zu  müssen,  dann  kann  keine  Volkstümlichkeit  des  Ge- 
dankens seine  Verwirklichung  zu  einer  ,,  Auf  gäbe,  der  sich  die  Gesetz- 
gebung nicht  entziehen  darf“  (Begründung  zu  dem  Vorbereitungsgesetze), 
machen.  Bejaht  man  aber  die  Gerechtigkeit  und  Gangbarkeit  des  Weges, 
den  ich  schon  im  Sommer  empfohlen  habe,  und  den  die  verbündeten 
Regierungen  zu  gehen  entschlossen  sind,  dann  muss  man  sich  auch  klar 
machen,  dass  diese  Kriegsgewinnsteuer  etwas  ganz 
anderesist,  alswas  dervolkstümlichenVorstellung 
vorschwebt.  Hält  man  sich  das  nicht  ständig  vor  Augen,  dann  ver- 
fällt man  in  denselben  Fehler,  in  den  man  bei  der  Zuwachssteuer  verfallen 
ist,  und  auf  den  ich  damals  immer  und  immer  wieder  hingewiesen  habe: 
auf  einen  ganz  beschränkten  Kreis  von  Steuerfällen  — damals  den 
spekulativen  Grundstücksmarkt,  heute  die  Kriegsgewinne  im  eigentlichen, 
engern  Sinne  — zu  zielen  und  das  Gesetz  zuzuschneiden,  ihm  aber  tat- 
sächlich einen  ungleich  weitern  Kreis  zu  unterstellen  — damals  jeden 
bei  Grundstücksveräusserungen  erzielten  Wertzuwachs,  heute  jeden  Ver- 
mögenszuwachs während  des  Krieges. 

Die  entscheidende  Frage,  ob  eine  einmalige 
Sondersteuer  auf  den  während  — gleichviel,  ob 
auch  infolge  — des  Krieges  erzielten  Vermögens- 
zuwachs vom  Standpunkte  der  steuerlich  en  Gerech- 
tigkeit zu  begründen  ist,  habe  ich  am  1.  Juli  v.  J.  in 
der  ,,D  eutschen  Juristen-Zeitung“  und  am  1.  Januar 
d.  J.  im  „Staatsbedarf“  grundsätzlich  mit  ,,J  a“ 
beantwortet  und  beantworte  sie  heute  ebenso. 

Dass  das  Steuersystem  eines  grossen  Staatswesens  aufgebaut  werden 
muss  auf  dem  Grundsätze  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit, 
dagegen  die  Aequivalenztheorie,  das  ist  der  Grundsatz  der  Besteuerung 
nach  Leistung  und  Gegenleistung,  hier  im  wesentlichen  nur  durch 
Gebühren  und  Beiträge  zur  Geltung  gebracht  werden  kann,  habe  ich 
— wie  andere  auch  — wiederholt  dargelegt1)  und  ist  heute  so  gut  wie 
allgemein  anerkannt.  In  der  Staatsbesteuerung  Preussens  und  der  meisten 

A)  Vgl.  u.  a.  „Betrachtungen  zur  Reichszuwachssteuer“,  S.  36  ff.,  „Neu- 
ordnung der  direkten  Staatssteuern  in  Preussen“  II. 


II.  Die  Berechtigung  der  Kriegsgewinnsteuer. 


25 


anderen  Bundesstaaten  ist  jener  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  zur  reinen,  höchstens  in  Einzelheiten  etwas  verwässer- 
ten, Durchführung  gebracht,  und  auch  im  Reiche,  desen  Besteuerung 
mit  derjenigen  der  Bundesstaaten  als  ein  organisches  Ganzes  be- 
trachtet werden  muss,  hat  man  sich  bemüht,  mehr  und  mehr  diesen  Kurs 
zu  steuern  — womit  notabene  eine  starke  Heranziehung  von  Verbrauchs- 
steuern keineswegs  unvereinbar  ist  — *) ; die  wirr  durcheinander  mit  Ge- 
sichtspunkten der  Opfer-  und  der  Aequivalenztheorie  gerechtfertigte 
Zuwachssteuer  ist  ja  als  Reichssteuer,  wie  sie  es  verdiente,  in  der  Ver- 
senkung verschwunden. 

Jede  Steuer  bedeutet  nun  die  Opferung  eines  sonst  der  Verfügung 
und  Verwendung  in  der  Einzelwirtschaft  verbleibenden  Sachgütervorrats 
für  die  Zwecke  der  steuerberechtigten  Gemeinwirtschaft  und  insofern  eine 
Beeinträchtigung  der  ohne  sie  vorhandenen  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit. Ziel  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  ist  tun- 
lichste Gleichheit  dieser  Opfer,  d.  h.  eine  derartige  Steuerverteilung,  dass 
durch  die  Opfer  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  möglichst  gleich- 
mässig  beeinträchtigt  wird.  Daraus  folgt,  dass  massgebend  sein  muss  der 
Grad  der  Entbehrlichkeit  der  durch  die  Steuer  entzogenen  Quote  des 
geldwerten  Sachgütervorrats.  Hat  dieser  nun  eine  Vermehrung  erfahren, 
so  kann  in  dem  Grade  der  Vermehrung  mehr  von  ihm  weggenommen 
werden,  als  wenn  er  gleich  geblieben  oder  gar  geringer  geworden  ist,  ohne 
dass  dadurch  im  ersten  Fall  die  bisherige  wirtschaftliche  Leistungsfähig- 
keit mehr  beeinträchtigt  wird,  als  durch  die  geringere  Steuer  in  den 
beiden  letzten  Fällen.  Daraus  rechtfertigt  sich  die  Erbschaftssteuer  und 
lässt  sich  die  Vermögenszuwachssteuer  begründen  — nur  dass  diese,  wie 
ich  in  der  erwähnten  Abhandlung  in  den  „Jahrbüchern  für  National- 
ökonomie und  Statistik“  dargelegt  habe,  richtiger  ihren  Platz  neben 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer  in  dem  einzelstaatlichen  Steuersystem 
gefunden  hätte  — . 

Aber  jene  Erwägung  führt  nur  zur  Erfassung  des  während  des 
Krieges  erzielten  Vermögenszuwachses  durch  die  gesetzlich  schon 
bestehende  Vermögenszuwachssteuer,  noch  nicht  zu  einer  Sonder- 
besteuerung neben  oder  einer  Vorbelastung  innerhalb  dieser.  Zu  deren 
Rechtfertigung  bedarf  es  noch  anderer  Gründe.  Solche  sind  aber  auch 
vorhanden.  Im  normalen  Verlaufe  einer  gesunden  Volkswirtschaft  ver- 
mehren sich  wie  das  Volksvermögen  so  im  Durchschnitt  die  Einzel- 
vermögen. Auf  diese  normale  Entwicklung  ist  eine  Vermögens- 

*)  Vgl.  meine  Abhandlung  über  die  „Reichsbesitzsteuer“  in  den  „Jahr- 
büchern für  Nationalökonomie  und  Statistik“,  3.  Folge,  Band  XLVII,  S.  577  ff. 
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zuwachssteuer,  wie  wir  sie  in  der  „Besitzsteuer“  des  Reichsgesetzes  vom 
3.  Juli  1913  haben,  zugeschnitten.  Während  eines  Krieges  wie  des  gegen- 
wärtigen wird,  zunächst  wenigstens,  jedes  daran  beteiligte  Volk  ganz 
erheblich  ärmer,  im  ganzen  ergibt  sich  für  die  Summe  der  Einzel- 
vermögen kein  Zuwachs,  sondern  eine  Abnahme,  neben  diesem  absoluten 
Rückgang  aber  auch  noch  ein  solcher  an  innerem  Werte,  weil  die  Gesamt- 
summe der  Einzelvermögen  des  Volkes  wirtschaftlich  gleichsam  gesamt- 
hypothekarisch belastet  wird  mit  der  Verpflichtung  zur  Verzinsung  und 
allmählichen  Tilgung  der  Kriegsanleihen  und  zur  Tragung  anderer  nach 
dem  Kriege  nötig  werdender  höherer  öffentlicher  Lasten,  und  weil  ein 
solcher  Krieg  Preis-  und  Wertrevolutionen  hervorruft,  denen  nach  seiner 
Beendigung  in  Richtung  und  Umfang  nicht  vorherzusehende  Gegen- 
revolutionen folgen.  Die  wirklichen  wirtschaftlichen  Vorteile,  die  der 
Krieg  für  einzelne  im  Gefolge  hat,  konzentrieren  sich,  da  die  kleineren, 
wie  höhere  Löhne  u.  dgl.,  durch  die  während  des  Krieges  herrschende 
Teuerung  sofort  aufgewogen  werden,  im  Gegensätze  zu  der  Vermehrung 
des  Volkseinkommens  und  -Vermögens  im  Frieden  auf  eine  verhältnis- 
mässig kleine  Minderheit.  Die  grosse  Mehrheit  wird  wie  das  Volk  im 
ganzen  ärmer,  und  dieses  Aermerwerden  ist  begleitet  von  einer  Pluto- 
kratisierung  der  Vermögen,  um  so  mehr,  weil  während  der  Kriegszeit  die 
kleinen  und  mittleren  Vermögen  viel  stärker  als  die  grossem  wegen 
Insuffizienz  des  Einkommens  gegenüber  den  enorm  gesteigerten  Kosten 
der  Lebenshaltung  und  den  sonstigen  durch  den  Krieg  hervorgerufenen 
ausserordentlichen  Anforderungen  angegriffen  werden  müssen.  (In  der 
vorangegangenen  Friedenszeit  hatte  sich  im  Gegensatz  hierzu  nach  der 
preussischen  Ergänzungssteuerstatistik  im  allgemeinen  und  abgesehen 
von  den  Zwergvermögen  der  Anteil  der  kleineren  und  mittleren  Vermögen 
an  der  Zahl  der  Steuerpflichtigen  und  teilweise  auch  an  dem  veranlagten 
Vermögen  am  günstigsten  entwickelt.)  Ist  also  das  Gesamtergebnis  des 
Krieges  eine  Wohlstands  v e r m i n d e r u n g der  grossen  Mehrheit,  so 
ist  es  — - mit  diesem  Gesamteffekt  — auch  eine  Wohlstands  v e r - 
Schiebung  von  solcher  extensiver  wie  intensiver  Tragweite  und 
solcher  Verschiedenartigkeit  wie  das  keiner  andern  Wirtschaftskata- 
strophe. Dazu  kommt  noch  eins,  was  ich  schon  oben  in  anderem 
Zusammenhänge  berührte:  die  Wohlstandsverschiebungen  nach  unten 
sind  zum  grossen  Teil  herbeigeführt  durch  Massnahmen  der  Staats- 
gewalt, die  aus  höheren  Staatsnotwendigkeiten  ohne  Schonung  der  durch 
die  Friedensgesetzgebung  geschützten  wirtschaftlichen  Interessen  der 
betroffenen  Kreise  und  vom  Standpunkt  ausgleichender  Gerechtigkeit 
wahllos  in  die  Erwerbsverhältnisse  einzelner  Kreise  eingreifen,  während 
ändere  nicht  nur  verschont  bleiben,  sondern  durch  dieselben  oder  andere 
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Massnahmen  wirtschaftlich  gefördert  werden.  Wie  jede  Steuerverteilung, 
so  beruht  vollends  die  nach  der  Leistungsfähigkeit  oder  Opfergleichheit 
auf  einer  Vergleichung  wirtschaftlicher  Verhältnisse  der  einzelnen 
Steuerpflichtigen  miteinander.  Besteht  nun  das  Endergebnis  der  wirt- 
schaftlichen Wirkungen  des  Krieges  im  Gegensätze  zu  normalen  Friedens- 
zeiten darin,  dass  die  Mehrzahl  binnen  kurzer  Zeit  absolut  und  erheblich 
ärmer  und  damit  leistungsschwächer,  eine  verhältnismässig  kleine 
Minderzahl  dagegen  in  um  so  stärkerem  und  ungeahnterem  Maße  reicher 
und  leistungsfähiger  geworden  ist,  der  wirtschaftliche  Rückgang  eines 
erheblichen  Teiles  jener  Mehrheit  überdies  auf  ihr  im  Interesse  der  Allge- 
meinheit von  der  Staatsgewalt  als  der  Vertreterin  der  Allgemeinheit 
ersatzlos  zugefügte,  niemals  vorauszusehende  und  nur  durch  Ueber- 
denhaufenwerfen  der  bisherigen  Rechtsordnung  mögliche,  schwere 
Schädigungen  zurückzuführen  ist,  dann  reichen  die  die  normalen  wirt- 
schaftlichen Vorgänge  verfolgenden,  periodisch  wiederkehrenden  direkten 
Steuern,  die  Einkommen-  und  nominellen  Vermögenssteuern  der  Einzel- 
staaten und  die  Besitzsteuer  des  Reichs  nicht  aus,  um  hierfür  steuerliche 
Ausgleiche  herzustellen.  Das  ist  um  so  weniger  der  Fall,  als  es  sich  nach 
dem  Kriege  unter  allen  Umständen  auch  um  eine  ganz  gewaltige 
Steigerung  der  dauernden  Lasten  handeln  wird.  Wer  im  Kriege  wirt- 
schaftlich zurückgekommen  ist,  der  wird  schon  sehr  stark  zurück- 
gekommen sein  müssen,  wenn  dann  seine  Steuerbelastung  nicht  trotzdem 
ebenso  hoch  oder  höher  als  vor  und  während  des  Krieges,  als  er  sich 
noch  in  den  bessern  Verhältnissen  befand,  sein  soll.  Wie  endlich  die 
durch  den  Krieg  unmittelbar  oder  mittelbar  verursachten  Wohlstands- 
verminderungen den  Charakter  unverschuldeter  Unglücksfälle  tragen, 
oft  sogar  durch  patriotische  Opferwilligkeit  verursacht  und  öfter  noch  doch 
wenigstens  verstärkt  sind,  so  stellen  sich  die  das  normale  Friedensmass 
übersteigenden  Gewinne  zum  sehr  grossen  Teile  als  Glückszufälle  dar. 
Wenn  heute  der  Landwirt  für  seine  Produkte,  der  Fabrikant  und  Kauf- 
mann für  seine  Waren,  weil  infolge  des  Krieges  das  Angebot  geringer 
oder  die  Nachfrage  grösser  und  dringender  geworden  ist,  die  Friedens- 
preise in  viel  höherem  Maße  als  um  die  Steigerung  der  Gestehungskosten 
übersteigende  Preise  bekommt,  der  Offizier  die  unverhältnismässig  hohe 
Kriegsbesoldung  und  daneben  Nebenbezüge  aus  Kontributionen  und 
Beutegeldern  erhält,  so  ist  das  doch  gewiss  nicht  das  Verdienst  dieser 
Personen,  sondern  einfach  eine  Folge  des  für  sie  finanziell 
glücklichen  Umstandes,  dass  der  Krieg  ausgebrochen  ist,  dass  der  Land- 
wirt zufällig  Landwirt  geworden  ist,  der  Fabrikant  oder  Kaufmann  sich 
gerade  einer  durch  den  Krieg  begünstigten  Branche  zugewandt  hat,  der 
Offizier  die  militärische  Laufbahn  ergriffen  und  man  in  dem  Wahne,  ein 
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Krieg  könne  nicht  länger  als  ein  paar  Monate  dauern,  es  verabsäumt  hat, 
rechtzeitig  die  Kriegsbesoldungsordnung  zu  reformieren,  ihre  Sätze  mit 
dem  wirklichen  Bedürfnisse  und  mit  den  berechtigten  finanziellen 
Interessen  des  Reiches  und  der  Steuerzahler  in  Einklang  zu  bringen  und 
für  eine  wirtschaftliche  Verwendung  der  dem  Reiche  als  solchen 
gebührenden  Kontributionen  Sorge  zu  tragen.  Hier  handelt  es  sich  um 
zufällige  Konjunkturengewinne,  bei  denen  ,,das  eigene  Tun  und  Lassen“ 
des  Erwerbers  nicht  mehr  „das  hauptsächlichste  kausale  Moment“ 
(Ad.  Wagner)  des  Erwerbes  ist;  dass  der  Konjunkturgewinn  nicht 
selbständig  hervortritt,  sondern  mit  dem  „wirtschaftlich  erworbenen 
Ertrage“  (Robert  Meyer)  verbunden  ist,  ändert  hierin  nichts,  bildet 
vielmehr  bei  den  meisten  Konjunkturengewinnen  die  Regel1),  gilt 
übrigens  von  den  Kriegsbesoldungen  der  Offiziere  und  Beamten  gerade 
nicht. 

Ich  fasse  eine  Sondersteuer  auf  die  Vermögensvermehrungen 
während  des  Krieges  hiernach  auf  und  rechtfertige  sie  als  e i n e S t e u e r 
auf  die  über  die  von  den  periodischen  direkten 
Steuern  vorausgesetzte  regelmässige  wirtschaft- 
liche Entwicklung  hinausgehende,  der  aus  der 
wirtschaftlichen  Umwälzung  infolge  des  Krieges 
sich  ergebenden  Regel  zuwiderlaufende  Steige- 
rung der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit, 
als  ein  Mittel  zurWiederanpassung  des  bisherigen 
Steuersystems  an  die  durch  den  Krieg  eingetretene 
wirtschaftliche  Umwälzung,  um  zunächst  einmal  wieder 
eine  den  veränderten  Verhältnissen  angepasste  Grundlage  zu  schaffen,  auf 
der  fussend  das  dauernde  Steuersystem  wieder  den  Grundsatz  der  Opfer- 
gleichheit verwirklichen  kann,  was  es  mit  den  bisherigen  Mitteln  infolge 
der  wirtschaftlichen  Verschiebungen  ohne  solche  neue  Grundlage  nicht 
könnte,  also  gleichsam  als  die  Wiederherstellung  des  brüchig  gewordenen 
Fundaments  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit.  Sie  hat 
insofern  eine  ähnliche  Funktion  wie  die  Erbschaftssteuer,  die  ebenfalls 
plötzliche,  unregelmässige  Verschiebungen  der  Leistungsfähigkeit  aus- 
gleichen  und  insofern  die  den  regelmässigen,  periodischen  nachgehenden 
Steuern  ergänzen  soll.  Gleichzeitig  sehe  ich  in  der  Kriegsgewinnsteuer, 
soweit  sie  eigentliche  Kriegsgewinne,  d.  h.  durch  den  Krieg  erzielte 
Gewinne,  wie  die  auf  ihn  zurückführenden  Mehrgewinne  von  Produktion, 
Handel  und  Vermittlertätigkeit  und  die  Mehrbeträge  der  Kriegs-  gegen- 


*)  Vgl.  hierzu  Robert  Meyer,  „Prinzipien  der  gerechten  Besteuerung“,. 
§ 59,  A.  Wagner,  „Finanzwissenschaft“.  II.  Teil.  § 236. 
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über  den  Friedensbezügen  der  Offiziere  nnd  Beamten,  trifft,  eine  Konjunk- 
tur- oder  Glücksgewinnsteuer  („Glück“  natürlich  im  steuerwissenschaft- 
lichen Sinne  verstanden),  wie  man  sie  in  Steuern  auf  Lotteriegewinne, 
Spekulationsgewinne,  Grundstücks  Wertzuwachs  kennt  und  auch  für 
Kursgewinne  vorgeschlagen  hat. 

Im  Gegensatz  zu  diesen,  nur  absolute  Vermehrungen  der 
Leistungsfähigkeit  erfassenden  Anfall-,  Konjunktur-  und  Glücksgewinn- 
steuern würde  ich  an  sich  die  Erstreckung  einer  einmaligen  Vorbelastung 
sogar  auf  die  ziffernmässig  gleich  gebliebenen  Steuerkräfte 
für  rechtfertigungsfähig  halten,  weil  eben  das  Durchschnittsniveau  der 
Steuerkräfte  infolge  des  Krieges  gesunken  ist,  also  schon  in  der  Erhal- 
tung der  bisherigen  ein  den  Durchschnitt  übersteigendes  günstiges  Ergeb- 
nis der  Kriegszeit  liegt.  Allerdings  kann  man  dagegen  einwenden,  was 
ich  selbst  hervorgehoben  habe,  dass  nach  dem  Kriege  dasselbe  Vermögen 
und  Einkommen  nicht  mehr  gleich  leistungsfähig  ist  wie  vorher.  Aber 
dem  ist  wieder  entgegenzuhalten,  dass  aus  denselben  Gründen  die  wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit  eines  zurückgegangenen  Vermögens  und 
Einkommens  in  noch  viel  stärkerem  Verhältnis  als  in  dem  seines  Rück- 
gangs sich  vermindert  hat.  Hätten  wir  daher  eine  Reichssteuer  auf  das 
Gesamtvermögen,  so  würde  ich  allerdings  zur  Erwägung  geben,  zu  ihr 
einmalige  progressive  Zuschläge  zu  erheben,  von  denen  nur  die  zurück- 
gegangenen Vermögen,  nicht  auch  die  — indes  mit  niedrigeren  Zuschlägen 
als  die  gestiegenen  zu  belegenden  — gleichgebliebenen,  frei  zu  lassen  wären. 
Für  die  Einbeziehung  in  eine  Sondersteuer  eignen  sich  freilich  diese 
gleichgebliebenen  Vermögen  ebenso  wenig  wie  ihre  Besteuerung  sich  in 
die  Besitzsteuer  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1913  einfügen  würde. 
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Indes  Maßstab  der  Leistungsfähigkeit  ist  ja  nicht  allein  das  Ver- 
mögen, sondern  und  sogar  vor  allem  das  Einkommen.  Im  vor- 
stehenden bin  ich  aber  immer,  wie  schon  in  meinen  früheren  Aufsätzen 
und  wie  auch  die  verbündeten  Regierungen,  von  einer  Gestaltung  der 
Kriegsgewinnsteuer  als  einmaliger  Vermögens  zuwachssteuer  aus- 
gegangen. Es  gibt  jedoch  auch  Stimmen,  die  statt  dessen  oder  doch  in 
erster  Reihe  eine  Einkommens  Zuwachs-  („Einkommmensver- 
besserungs-)  Steuer  befürworten1),  wie  denn  auch  die  skandinavischen 


9 So  namentlich  Bamberger  „Kriegsgewinn-  und  Kriegserbschafts- 
steuer“, Heft  19  dieser  Sammlung,  Grabowskv,  v.  Mayr,  Ehrenberg 
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Staaten  ihre  Kriegsgewinnsteuer  als  solche  gestaltet  haben  !).  Ich  selbst 
habe  ja  in  dem  mehrer wähnten  Aufsatz  in  der  „Deutschen  Juristen- 
Zeitung“  den  Gedanken  der  Ergänzung  einer  Yermögenszu wachs-  durch 
eine  ebenfalls  für  das  Reich  zu  erhebende  Einkommenszuwachssteuer  an- 
geregt. Aber  ich  muss  gestehen,  dass  ich  diesem  meinem  eigenen  Vorschläge 
gegenüber  immer  skeptischer  geworden  bin.  An  sich  liegt  gerade  dem 
Ausgangspunkte  des  Gedankens  der  Kriegsgewinnsteuer  die  Anknüpfung 
an  das  Einkommen  näher  als  die  an  das  Vermögen.  Denn  die  eigentlichen 
Kriegsgewinne  stellen  sich  überwiegend  als  Erträge  aus  Kapital- 
vermögen (Aktionäre  usw.),  Grundvermögen  (Landwirte),  Handel  und 
Gewerbe  (Fabrikanten,  Lieferanten,  gewerbsmässige  Vermittler)  oder 
gewinnbringender  Beschäftigung  (Offiziere,  Beamte,  Aufsichtsräte, 
Direktoren  und  sonstige  Tantiemen  und  Provision  beziehende  Angestellte 
gewerblicher  Unternehmungen),  also  als  Einkommensbestandteile  dar,  als 
Vermögenszuwachs  erst,  wenn,  und  nur,  soweit  sie  erspart  sind.  Soweit 
sie  verbraucht,  nicht  Vermögen  — im  Gegensatz  zum  Einkommen  — 
werden,  entgehen  sie  einer  Vermögenszuwachssteuer.  Es  mag  daher  aller- 
dings insofern  richtig  sein,  wenn  Bamberger  geltend  macht,  die 
Gesamtsumme  der  Steuerobjekte  sei  bei  der  Einkommensverbesserungs- 
steuer grösser  als  bei  der  Vermögenszuwachssteuer,  und  dass  daher  durch 
erstere  mit  niedrigeren  Sätzen  dasselbe,  mit  gleich  hohen  Sätzen 
ein  höheres  finanzielles  Ergebnis  zu  erzielen  sei  wie  mit  dieser.  Frei- 
lich gehen  andererseits  der  Einkommensverbesserungssteuer,  wenn  man 
nicht  einen  neuen  Einkommensbegriff  aufstellen  will,  diejenigen  Gewinne 
verloren,  die,  wie  Kurssteigerungen  usw.,  nicht  Einkommen  sind. 
Wenn  aber  Bamberger  darauf  hinweist,  dass  der  Vermögens- 
zuwachssteuer auch  die  „infolge  von  Unglücksfällen,  wie  Brand,  Ueber- 
schwemmung,  Zahlungsunfähigkeit  eines  Schuldners,  Kursverlust“ 
wieder  verloren  gegangenen  Gewinne  entgehen,  von  der  Einkommens- 
verbesserungssteuer aber  erfasst  werden  würden,  so  spricht  das  meines 
Erachtens  gerade  gegen  letztere  und  für  erstere.  Es  wäre  doch  eine  Härte 
sondergleichen,  einen  Gewinn  mit  einer  alle  bisherigen  Begriffe  von 
„Steuersätzen  übersteigenden  Abgabe  belegen  zu  wollen,  von  dem  zur 
Zeit  der  Heranziehung  feststeht,  dass  er  dem  Steuerpflichtigen  nicht  ver- 

in  „Das  neue  Deutschland“,  III.  Jahrgang,  Nr.  37/39.  Buck  — im  „Finanz- 
archiv“, XXXIII.  Jahrgang,  I.  Band  — ist  nicht  gegen  eine  Reichssteuer  vom 
Yermögenszuwachs,  hält  aber  für  „das  schwierigere  und  eiligere  Problem  das 
der  „Besteuerung  der  Kriegsgewinne  im  Rahmen  einer  Einkommensver- 
besserungssteuer der  einzelnen  Bundesstaaten“  und  bringt  für  beide  Steuern 
ausgearbeitete  Gesetzentwürfe. 

*)  Die  Gesetzesmaterialien  sind  in  dankenswerter  Weise  abgedruckt  in  der 
in  der  vorigen  Anmerkung  erwähnten  Bamberger  sehen  Schrift. 


III.  Die  Gestaltung  der  Kriegsgewinnsteuer, 


31 


blieben  ist,  sondern  sich  nur  ganz  vorübergehend  in  seinen  Händen 
befunden  und  daher  seine  Leistungsfähigkeit  nicht  beeinflusst  hat.  Selbst 
die  in  ihren  Sätzen  gegenüber  der  geplanten  Kriegsgewinnsteuer  ver- 
schwindend niedrigen  Einkommensteuern  berücksichtigen  solche  Um- 
stände (vgl.  §§  20,  63  des  preuss.  Einkommensteuergesetzes);  um  wieviel 
mehr  müsste  es  eine  Einkommenszuwachssteuer  von  enormer  Höhe.  Ich 
kann  dem  Staatssekretär  Helfferich  nur  zustimmen,  wenn  er  von 
Veranlagung  und  Erhebung  einer  Kriegsgewinnsteuer  während  des 
Krieges  nichts  wissen  will,  weil  es  erst  nach  Abschluss  des  Krieges  für 
die  Betroffenen  möglich  sein  werde,  die  finanzielle  Wirkung,  die  der 
Krieg  für  sie  mit  sich  gebracht  hat,  zu  übersehen.  Soll,  wie  ich  oben 
ausgeführt  habe,  die  Kriegsgewinnsteuer  ein  einmaliger  steuerlicher  Aus- 
gleich der  durch  den  Krieg  herbeigeführten  Verschiebungen  der  wirt- 
schaftlichen Lage  und  steuerlichen  Leistungsfähigkeit  der  Einzelwirt- 
schaften sein,  dann  darf  man  nicht  zum  Ausgangspunkt  die  ephemeren 
Schwankungen  in  den  Einkommensverhältnissen  einiger  ganz  weniger 
Jahre,  noch  dazu  einer  noch  nicht  abgeschlossenen,  nach  ihrem  wirt- 
schaftlichen Charakter  zusammengehörigen  Epoche  nehmen.  Man  würde 
sonst  gleichsam  die  infolge  einer  elementaren  Bewegung,  der  künstlich 
Stillstand  zu  gebieten  man  ausserstande  ist,  sich  zeigenden  Unebenheiten 
in  dem  Boden  der  regelmässigen  Steuern  nach  der  Leistungsfähigkeit 
einzuebnen  versuchen,  ehe  die  Bewegung  wenigstens  zu  einem  vorläufigen 
natürlichen  Stillstand  gekommen  ist  und  sich  daher  übersehen  lässt,  wo 
sie  nicht  selbst  schon  für  die  Wiedereinebnung  der  zeitweilig  entstandenen 
Hebungen  und  Senkungen  gesorgt  hat,  und  man  würde  durch  ein  vor- 
zeitiges Eingreifen  künstliche  Unebenheiten  hervorrufen,  wo  die  Matur 
für  Ebenheit  gesorgt  haben  würde.  Die  weiteren  Ausführungen  Bam- 
bergers  zu  diesem  Punkte  (S.  27  ff.)  scheinen  mir  denn  doch  gar  zu 
sehr  nur  auf  „ Heereslieferanten  und  Vermittler“  im  üblen  Sinne  von 
Kriegswucherern  und  auf  gewerbs-  und  gewohnheitsmässige  Steuerhinter- 
zieher  zugeschnitten  zu  sein  und  können  schon  deshalb  nicht  überzeugen, 
wenn  man  eben  von  einer  Strafsteuer  auf  den  übermässigen  Gewinn  bei 
Kriegslieferungen  und  bei  Vermittelung  von  Kriegslieferungen  nichts 
wissen  will.  Ich  teile,  und  habe  das  auch  schon  ausgesprochen,  den  Opti- 
mismus Helfferichs  gewiss  nicht,  dass  sich  nach  dem  Kriege  „der 
deutsche  Patriotismus  im  Steuerzahlen  zeigen  werde“.  Das  hiesse 
Unnatürliches  verlangen,  doppelt  Unnatürliches  gegenüber  der  Höhe  der 
bevorstehenden  Steuerlasten.  Aber  mit  Steuerzahlern,  wie  sie  Bam- 
b e r g e r a.  a.  0.  zeichnet,  haben  wir  es  doch,  Gottlob,  nicht  bloss  zu 
tun.  Gegen  die  in  seinen  Ausführungen  liegenden  Verallgemeinerungen 
kann  sich  die  deutsche  Geschäftswelt  mit  Hecht  verwahren,  kann  aber 
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auch  die  Heeresverwaltung  Protest  erheben;  denn  darnach  würde  jeder, 
der  Heereslieferungen  übernimmt  oder  vermittelt,  jeder  Direktor  und 
Aufsichtsrat  einer  Aktiengesellschaft  von  vornherein  mit  einer  levis  notae 
macula  behaftet  erscheinen  und  jeder  Geschäftsmann,  dem  an  seinem 
guten  Namen  etwas  gelegen  ist,  Bedenken  tragen  müssen,  mit  der 
Heeresverwaltung  Geschäfte  zu  machen,  um  nicht  in  den  Geruch  des 
Kriegs wuchers  zu  kommen.  Zurückzuweisen  ist  daher  insbesondere  auch 
die  unbewiesene  Unterstellung  Bambergers,  „die  beteiligten  Kreise“ 
hätten  sich  deshalb  „recht  schnell  mit  der  in  Aussicht  gestellten  , hohen4 
Kriegsgewinnsteuer  abgefunden“,  weil  diese  als  Vermögens-  und  nicht  als 
Einkommenszuwachssteuer  gestaltet  werden  soll  und  sie  sehr  gut  wüssten, 
dass  jene  ihnen  nicht  so  sehr  wehe  tun  würde  wie  diese.  Und  wenn  Bam- 
b e r g e r darauf  hinweist,  dass  „seit  Jahren  kein  so  schwunghafter 
Handel  in  Schmuck-  und  Kunstgegenständen  betrieben  worden  sei,  wie 
in  dem  Kriegsjahre  1915“,  so  habe  auch  ich  aus  Berlin,  dem  Keiche  und 
Wien  von  einem  sehr  lebhaften  Absätze  von  Schmuckgegenständen  und 
Luxuspelzwaren  gehört,  aber  auch,  dass  der  Käuferkreis  für  solche 
Gegenstände  sich  in  auffällig  starkem  Maße  aus  Offizieren  und  Offiziers- 
frauen rekrutiere;  dass  nach  dem  Umfang  der  Einkäufe  gerade  der 
„Heereslieferanten  und  Vermittler  von  Heereslieferungen“  deren  „Kunst- 
interesse in  der  Kriegszeit  sprungweise  gestiegen“  sein  müsse,  ist  mir 
weniger  berichtet  worden.  Uebrigens  hat  ja  der  Schatzsekretär  ange- 
kündigt, dass  sich  auch  die  künftige  Kriegsvermögenszuwachssteuer 
auf  die  in  Juwelen  und  Kunstwerken  angelegten  Gewinne  erstrecken 
werde.  Jedenfalls  reichen  die  etwas  erregt  gehaltenen  Ausführungen 
Bambergers  über  die  „listigen  und  plumpen“  Kunstgriffe  der 
Heereslieferanten  und  Vermittler  von  Heereslieferungen  und  mancher 
Aktiengesellschaften  nicht  aus,  um  die  Wahl  einer  Steuerform  zu  recht- 
fertigen,  die  gegenüber  der  weit  über  diese  Kreise  hinausgehenden  Gesamt- 
heit der  Steuerpflichtigen  minder  geeignet  zur  gerechten  Erfüllung  ihres 
Zweckes  erscheint  als  eine  andere.  Was  aber  das  Steueraufkommen 
anlangt,  so  lassen  sich  von  den  Vermögen  gewordenen  Gewinnen  höhere 
Sätze  als  von  denen,  bezüglich  deren  noch  gar  nicht  feststeht,  ob  sie  in 
das  Vermögen  übergehen  oder  alsbald  wieder  verloren  gehen  werden, 
ertragen  und  lässt  sich  dadurch  das  Minus  am  Gesamtsteuerobjekt  bei  der 
Vermögens-  gegenüber  der  Einkommenszuwachssteuer  für  den  Steuer- 
fiskus ausgleichen.  Dass  „jede  Steuer  um  so  leichter  und  williger  getragen 
wird,  je  schneller  die  Einziehung  dem  steuerpflichtigen  Erwerbe  folgt, 
und  um  so  schwerer  und  widerwilliger,  je  später  sie  kommt“,  ist  nur  in 
dem  Sinne  richtig,  dass  sich  jede  Steuer  möglichst  der  Leistungs-  und 
Zahlungsfähigkeit  zur  Zeit  ihrer  Einziehung  anpassen  soll.  Das  täte 
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aber  eine  Steuer  von  formidabler  Höbe  auf  die  Steigerung  der  Leistungs- 
fähigkeit nicht,  wenn  sie  schon  käme,  ehe  noch  zu  übersehen  ist,  inwie- 
weit dem  eine  solche  nachhaltige,  reelle,  nicht  bloss  momentane  und 
scheinbare  Steigerung  eingetreten  ist,  und  ob  nicht  derselbe  Krieg,  der 
einem  heute  einen  grossen  Gewinn  in  den  Schoss  geworfen  hat,  diesen  mor- 
gen in  einen  noch  grösseren  Verlust  verwandelt;  sie  täte  das  ebensowenig 
wie  eine  ohne  Rücksicht  auf  Regulierung  und  Flüssigmachung  der  Erb- 
teile eingezogene  Erbschaftssteuer. 

Damit  hängt  ein  anderer  Nachteil  der  Einkommens-  gegenüber 
der  Vermögenszuwachssteuer  für  ihre  oben  umschriebene  Aufgabe 
zusammen:  sie  Hesse  die  Verschiebungen  in  der  absoluten  Steuerkraft 
unberücksichtigt,  die  die  Einkommen  minder  ausreichend  als  früher 
machen  und  dazu  nötigen,  viele  Einkommensvermehrungen  zur  Ergän- 
zung des  ohne  sie  unzureichenden  Einkommens  zu  verwenden,  während 
andere  erspart  werden.  Offenbar  sind  letztere  steuerfähiger  als  jene;  die 
alleinige  Einkommensverbesserungssteuer  Hesse  diese  Verschiedenheit 
unbeachtet,  während  ihr  andererseits  am  besten  durch  eine  Verbindung 
von  Vermögens-  und  Einkommenszuwachssteuer  Rechnung  getragen 
würde,  da  immerhin  der  sein  Einkommen  verbessernde,  auch  wenn  er 
das  Mehr  verbrauchen  muss,  das  Opfer  der  Steuer  weniger  schwer 
empfindet,  als  der,  der  sich  mit  einem  überhaupt  nicht  vermehrten  Ein- 
kommen durchhelfen  muss. 

Naturgemäss  werden  solche  Fälle,  wo  es  sich  um  Einkommens- 
vermehrungen handelt,  die  nur  gerade  ausreichen,  um  den  erhöhten 
Anforderungen  an  das  Einkommen  zu  genügen,  in  erster  Linie  bei  den 
knapp  bemessenen  Arbeitseinkommen  sich  ereignen,  werden  hier  aber 
überdies  besonders  häufig  die  Einkommensvermehrungen  solche  sein,  die 
mit  dem  Kriege  nicht  das  mindeste  zu  tun  haben.  Ich  habe  Beispiele 
hierfür  im  „Staatsbedarf“  angeführt:  den  Beamten,  der  zufällig 
während  des  Krieges,  weil  die  Zeit  des  Verbleibens  in  der  bisherigen 
abgelaufen  ist,  in  die  höhere  Gehaltstufe  oder  — wie  ich  hier  hinzufüge 
- — in  eine  andere,  höher  besoldete  Stellung  einrückt,  den  Schriftsteller 
oder  Künstler,  der  jahrelang  an  einem  Werke  gearbeitet  und  infolge- 
dessen während  dieser  Jahre  vielleicht  ein  kümmerliches  Einkommen 
gehabt  und  Schulden  kontrahiert  hat,  nun  aber  gerade  während  des 
Krieges  sein  Werk  vollendet  und  dafür  ein  hohes  Honorar  erhält.  Ich 
füge  als  weitere  Beispiele  hinzu  den  Beamten  oder  Künstler,  der  sich  bei 
Beginn  des  Krieges  noch  in  der  jahrelangen  Vorbereitung  für  seinen  Beruf 
befand,  während  des  Krieges  diese  beendet  und  die  erste  entlohnte  An- 
stellung erhält.  Wenn  man  nun  auch  die  Steuerpflicht  nicht  von  der 
unmittelbaren  Veranlassung  der  Einkommens-  oder  Vermögensvermeh- 
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rung  durch  den  Krieg  abhängig  macht,  so  wäre  es  doch  widersinnig,  in 
solchen  Fällen  bloss  wegen  des  zeitlichen  Dazwischentretens  des  Krieges 
die  Einkommens-  oder  Vermögensvermehrung  zu  einem  weit  über  die 
bisher  bekannten  Steuersätze  hinausgehenden  Teile  wegzusteuern.  Noch 
widersinniger  würde  es  in  diesen  und  anderen  Fällen,  wenn  der  Krieg 
keine  andere  Wirkung  gehabt  hat,  als  dass  das  Einkommen,  auf  das 
schon  vorher  ein  rechtlicher  oder  observanzmässiger  Anspruch  oder  eine 
dem  nahezu  gleichkommende  tatsächliche  Anwartschaft  bestand,  infolge 
des  Krieges  weit  spärlicher  ausgefallen  ist,  als  es  ohne  ihn  der  Fall 
gewesen  wäre,  der  Bühnenkünstler  z.  B.  eine  viel  höhere  Gage  erhalten, 
der  Maler  oder  Bildhauer  sein  Werk  viel  höher  bezahlt  bekommen  hätte. 
Ich  möchte  hierfür  noch  ein  recht  drastisches  Beispiel  anführen:  Rektorat 
und  Dekanat  der  Universitäten  pflegt  in  einer  herkömmlichen  Reihenfolge 
bei  den  Professoren  herumzugehen.  Natürlich  ist  dieser  Turnus  nament- 
lich bei  den  grossen  Universitäten  ein  ziemlich  langjähriger;  aber  der 
einzelne  Professor  kann  doch  mit  ziemlicher  Sicherheit  voraussehen, 
wann  er  an  die  Reihe  kommt.  Mit  dem  Rektorat  und  Dekanat  sind  nun 
■ — ob  überall,  weiss  ich  nicht,  jedenfalls  aber  an  manchen  Universitäten  — 
recht  erhebliche  Einnahmen  verbunden,  die  sich  nach  der  Zahl  der 
Studierenden  richten.  Was  sollte  man  nun  dazu  sagen,  wenn  ein  Pro- 
fessor, der  das  Pech  hatte,  gerade  in  einem  Kriegsjahre  Rektor  oder 
Dekan  zu  werden  und  infolgedessen  wegen  der  geringem  Frequenz  der 
Universität  nur  die  Hälfte  derjenigen  Einnahmen  zu  beziehen,  die  er 
ohne  das  Dazwischentreten  des  Krieges  gehabt  haben  würde,  von  dieser 
Hälfte  der  normalen  Einnahmen  wieder  die  Hälfte  oder  ein  Viertel  als 
„Kriegsgewinnsteuer“  abgeben  müsste,  sein  „Kriegsgewinn  also  darin 
bestände,  dass  er  1/4  oder  3/8  derjenigen  Einnahmen  behielte, 
die  er  ohne  den  Krieg  gehabt  haben  würde.  Solche  Fälle,  wo  zwar 
eine  Einkommensvermehrung  stattgefunden  hat,  diese  aber  viel  geringer 
gewesen  ist,  als  sie  ohne  den  Krieg  gewesen  wäre,  und  dabei  zweifelsfrei 
auf  rechtliche  oder  wirtschaftliche  Vorgänge  vor  dem  Kriege  zurück- 
zuführen ist,  sind  häufiger,  als  man  vielleicht  annimmt.  Hier  liegt  zwar 
zahlenmässig  eine  Einkommensverbesserung  während  des  Krieges  vor, 
in  Wahrheit  aber  wirtschaftlich  eine  Einkommensverschlechterung  und 
zwar  nicht  nur  während,  sondern  sogar  infolge  des  Krieges.  Aus  solchen 
Erwägungen  heraus  sehen  denn  auch  die  sich  als  Einkommensver- 
besserungssteuern darstellenden  Kriegsgewinnsteuern  der  drei  skandi- 
navischen Reiche  vor1),  dass  Mehreinkommen,  bezüglich  dessen  der 
Steuerpflichtige  dartut,  dass  es  einem  Verdienst  zuzuschreiben  ist,  der 

!)  Dänisches  Gesetz  vom  10.  Mai  1915,  § 3,  schwedisches,  von  den  Kammern 
am  22.  Mai  1915  angenommen,  § 16,  Abs.  2,  norwegisches,  vom  20.  August  1915,  § 8. 
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vermutlich  nicht  aus  dem  Kriegszustand  herrührt,  von  der  Steuer  frei 
bleibt.  Eine  ähnliche  Bestimmung  würde  auch  und  bei  uns  erst  recht 
nicht  zu  entbehren  sein.  Man  wird  um  sie  auch  bei  der  Form  der  Ver- 
mögenszuwachssteuer nicht  herumkommen,  da  eine  blosse  Erlassbefugnis 
des  Bundesrats,  wie  oben  erwähnt,  nicht  ausreichen  würde.  Aber  die 
Anwendung  einer  derartigen  immerhin  misslichen,  befriedigend  schwer 
zu  formulierenden  Vorschrift  würde  bei  ihr  eine  viel  beschränktere  sein 
als  bei  der  Einkommensverbesserungssteuer;  denn  gerade  derartige  Ein- 
kommensvermehrungen dürften,  zumal  unter  unsern  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  des  gegenwärtigen  Krieges,  in  den  meisten  Fällen  überhaupt 
nicht  in  Vermögen  umgesetzt  werden.  Handelte  es  sich  bloss  um  eine 
mässige  Ergänzung  einer  selbst  auch  schon  längst  nicht  an  Sätze  von 
solcher  Höhe,  wie  die,  an  die  verbündete  Regierungen  und  Reichstag 
denken,  heranreichenden  Kriegsvermögenszuwachssteuer  durch  eine 
Einkommenszuwachssteuer,  wie  ich  beides  bei  meinem  Aufsatz  in  der 
,, Deutschen  Juristen-Zeitung“  nur  im  Auge  hatte,  dann  könnte  man  eher 
über  diese  Fälle  hinweggehen  oder  sich  bei  einer  Erlassbefugnis  des 
Bundesrats  beruhigen. 

Umgekehrt  erweist  sich  der  Begriff  des  steuerpflichtigen  Ein- 
kommens in  den  derzeitigen  deutschen  Einkommenssteuergesetzen  als 
zu  eng  für  Verwendung  einer  Einkommensvermehrungsteuer  als  „Kriegs- 
gewinnsteuer“ gegenüber  einer  wichtigen  Kategorie  der  mit  am  reinsten 
den  Charakter  von  Kriegsgewinnen  tragenden  Einnahmen:  denen  der 
Kriegsbesoldungen  beziehenden  Offiziere  und  Beamten.  Darauf,  dass 
diese  Kriegsbesoldungen  und  sonstigen  Kriegsbezüge  weit  über  das  not- 
wendige Mass  hinausgehen,  habe  ich  in  der  „Deutschen  Juristen-Zeitung“ 
vom  1.  Januar  1916  hingewiesen,  und  ich  habe  mit  meinen  Ausführungen 
von  fast  allen  Seiten  — unbedingte  oder  nur  durch  den  Hinweis  auf  eine 
vermeintliche  Unmöglichkeit  einer  Reform  während  des  Krieges  ein- 
geschränkte — Zustimmung  erfahren1).  Die  Kriegsbesoldungen  sind, 
soweit  sie  über  eine  angemessene  Entschädigung  für  besondern  Dienst- 
aufwand hinausgehen,  nichts  anderes  wie  die  Entlohnung  anderer  Reichs- 
und Staatsdiener,  insbesondere,  da  sie  sich  nach  der  Dienststellung,  nicht 
nach  den  individuellen  Leistungen  richten,  nicht  etwa  Belohnungen  für 
besondere  Verdienste;  ihre  abnorme  Höhe  ist  zu  erklären  und  wird 
— ungenügend  — entschuldigt  nur  mit  der  Unterlassung  einer  recht- 
zeitigen Revision  der  auf  einen  kurzen  Krieg  zugeschnittenen,  für  einen 
langen  nach  allseitigem  Zugeständnis  nicht  passenden  Kriegsbesoldungs- 
ordnung. Trotzdem  sind  die  Kriegsbesoldungen  in  vollem  Umfange 

4)  Vgl.  auch  Ehrenberg  im  „Neuen  Deutschland“  a.  a.  0.,  Buck  im 
„Finanzarchiv“  a.  a.  0. 
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von  der  Staatseinkommensteuer  befreit  (§  46,  Abs.  2 des  Keichsmilitär- 
gesetzes,  § 5,  Ziff.  3 des  preuss.  Einkommensteuergesetzes  und  die  ent- 
sprechenden Bestimmungen  der  andern  Einkommensteuergesetze). 

Professor  Delbrück  wirft  in  den  ,,Preussischen  Jahrbüchern“  die 
Erage  auf,  ob  es  „einen  gesunden  Sinn“  habe  oder  „auch  nur  moralisch 
zulässig“  sei,  den  „sonst  so  knapp  gestellten“  Offizieren  die  Ersparnisse 
aus  den  Kriegszulagen  durch  eine  Kriegsgewinnsteuer  wieder  abzu- 
nehmen. Ich  antworte  darauf:  Es  würde  jedes  vernünftigen  Sinnes 
entbehren  und  gegen  jedwede  Steuermoral  und  steuerliche  wie  soziale 
Gerechtigkeit  verstossen,  die  über  den  notwendigen  Mehraufwand 
hinausgehenden,  ohnehin  wie  das  gesamte  Militäreinkommen  steuerlich 
über  Gebühr  privilegierten  Kriegszulagen  der  im  Frieden  — wenn  man 
die  Beförderungsaussichten  in  Betracht  zieht  — - nichts  weniger  als 
knapper  wie  die  Beamten,  im  Kriege  glänzend  gestellten  Offiziere 
nun  auch  obendrein  bei  einer  Kriegsgewinnsteuer  in  Form  einer 
Einkommensverbesserungssteuer  und  die  aus  ihnen  gemachten  Erspar- 
nisse bei  einer  solchen  in  Form  der  Vermögenszuwachssteuer  zu  privi- 
legieren.  Selbst  bei  Belohnungen  für  besondere  vaterländische  Verdienste, 
wie  Dotationen  verdienter  Heerführer,  ist  man  meines  Wissens  noch  nicht 
auf  den  Gedanken  gekommen,  auf  ihren  Betrag  auch  noch  in  Gestalt 
von  Steuerprivilegien  etwas  darauf  zu  legen.  Bei  einer  Vermögens- 
zuwachssteuer ist  es  ganz  selbstverständlich,  dass  vor  den  durch  die 
Kriegsbezüge  erzielten  Vermögensvermehrungen  der  Offiziere  und 
Beamten  nicht  halt  gemacht  wird.  Aber  auch  bei  einer  Einkommens- 
verbesserungssteuer entbehrte  selbst  die  von  B u c k1)  vorgeschlagene 
beschränkte  Privilegierung  des  Militäreinkommens  der  Berechtigung, 
soweit  es  sich  nicht  um  durch  den  Krieg  Verstümmelte  oder  in  ihrer 
Erwerbsfähigkeit  Beeinträchtigte  sowie  die  Hinterbliebenen  Gefallener 
handelt.  Indes  ergibt  sich  bei  einer  Einkommensverbesserungssteuer  die 
gesetzgebungstechnische  Schwierigkeit,  dass  ein  Teil  der  Kriegszulagen 
als  zu  Dienstaufwand  bestimmt  auszuscheiden  wäre,  die  Bestimmung 
dieses  Teiles  aber  nicht  in  die  Hand  der  Heeresverwaltung  allein  gelegt 
werden  dürfte,  die  naturgemäss,  wie  jede  für  die  Angehörigen  ihres 
Kessorts  bedachte  Verwaltung,  im  Interesse  ihrer  Offiziere  und  Beamten 
jenen  Teil  möglichst  hoch  bemessen  würde. 

Das  führt  zu  einem  weiteren  und  zwar  dem  vom  rein  praktischen 
Standpunkt  vielleicht  ausschlaggebendsten  allgemeinen  Bedenken  gegen  den 
Weg  der  Einkommensverbesserungssteuer.  Einer  solchen  mit  so  enormen 
Sätzen,  wie  sie  nach  den  mit  der  Besteuerung  der  Kriegsgewinne  verfolgten 


A)  § 5 seines  Gesetzentwurfs. 
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Plänen  nötig  wären,  könnte  man  nicht  einfach  die  einzelstaatlichen  Ein- 
kommensteuerveranlagungen zugrunde  legen,  wie  es  beim  Wehrbeitrag 
geschehen  ist.  Dazu  weichen  die  Landesgesetze  in  der  Umgrenzung  des 
steuerpflichtigen  Einkommens  zu  weit  von  einander  ab.  Es  würde  nicht 
angehen,  dass  dieselben  Ueberschüsse  in  dem  einen  Bundesstaat  als  Ein- 
kommensvermehrung einer  Reichssteuer  unterlägen,  in  dem  andern  nicht. 
Um  nur  ein  Beispiel  herauszugreifen:  das  preussische  Einkommensteuer- 
gesetz engt,  indem  es  gewisse  Schuldentilgungsraten,  Lebensversicherungs- 
prämien, Zinsen  landschaftlicher  Amortisationsfonds  und  gewisse  Melio- 
rationsausgaben in  bestimmtem  Umfange  zum  Abzüge  verstattet  bzw.  dem 
Einkommen  nicht  zurechnet,  den  steuerlichen  Einkommensbegriff  gegen- 
über dem  wirtschaftlichen  ein,  geht  aber  andererseits,  indem  es  den  Abzug 
der  kommunalen  Realsteuern  nur  bis  zu  einem  bestimmten  Höchstbetrage 
zulässt,  über  ihn  hinaus.  Andere  Einkommensteuergesetze  nehmen  in  diesen 
Beziehungen  andere,  untereinander  wieder  sehr  verschiedene,  zumeist  für 
die  Steuerpflichtigen  weniger  günstige  Standpunkte  ein.  Auf  territorial  so 
verschiedenen  Grundlagen  lässt  sich  keine  einheitliche  Reichssteuer  mit  noch 
dazu  unerhört  hohen  Steuersätzen  aufbauen.  Es  würde  vielmehr  um  der 
Besteuerung  willen  eine  erschöpfende  selbständige  reichsrechtliche  Rege- 
lung aller  Grundlagen  der  Ermittelung  des  steuerpflichtigen  Einkommens- 
zuwachses unerlässlich  sein,  mit  andern  Worten  ein  vollständiges  Reichs- 
einkommensteuergesetz. Dieses  müsste  sogar  mit  ganz  besonderer  Sorg- 
falt gestaltet  werden.  Denn  jede  unberechtigte  Ueber-  oder  Unter- 
schätzung des  Einkommens  ergreift  in  vollem  Umfange  den  mit  so  ausser- 
ordentlich viel  höhern  Sätzen  als  denen  der  Landeseinkommensteuer 
belegten  Einkommens  Zuwachs  und  wirkt  deshalb  für  Steuerpflich- 
tige wie  Steuerfiskus  viel  empfindlicher  als  Missgriffe  in  der  Gestaltung 
oder  Handhabung  der  allgemeinen  Einkommensteuer1). 

Es  wäre  dann,  und  damit  komme  ich  schliesslich  auf  die  staats- 
rechtlichen Bedenken  gegen  die  Gestaltung  der  Kriegsgewinnsteuer 
als  Reichseinkommenzuwachssteuer,  eigentlich  schade,  dieses  eine  voll- 
ständige reichsgesetzliche  Regelung  der  Einkommensteuer  enthaltende 
Gesetz  nur  für  die  einmalige  Kriegsgewinnsteuer  zu  benutzen,  und  es  wäre 
mit  ihm  jedenfalls  der  gesetzgeberische  Ausgangspunkt  für  den  Schritt 
zur  dauernden  Reichseinkommensteuer  geschaffen.  Nach  den  Aeusse- 
rungen  mehrerer  einzelstaatlichen  Finanzminister  machen  sich  aber  die 
Einzelstaaten  gerade  gegenwärtig  besonders  stark  gegen  weitere  Ein- 
brüche des  Reiches  in  das  Gebiet  der  direkten  Steuern,  und  auch  der 
Reichsschatzsekretär  scheint  im  Gegensatz  zu  seinem  Vorgänger  ent- 

*)  Vgl.  meine  Ausführungen  zur  Besitzsteuer  in  den  „Jahrbüchern  für 
Nationalökonomie  und  Statistik“,  3.  Folge,  Band  XLVII,  S.  593  f. 
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schlossen,  ihnen  hierin  beizustehen.  Ob  freilich  sich  die  Verhältnisse  oder, 
wie  1913,  der  Reichstag,  mit  dessen  jetzt  bisweilen  reichlich  weitgehen- 
den Gefügigkeit  gegen  die  Wünsche  der  verbündeten  Regierungen  es 
nach  dem  Kriege  wohl  wieder  vorbei  sein  wird  — und  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  auch  vorbei  sein  muss  — , nicht  doch  stärker  erweisen 
werden,  steht  dahin.  Wenigstens  soweit  die  Vermögenssteuer  in  Frage 
kommt,  vermag  ich  die  Frage  nicht  mit  einem  zuversichtlichen  „Nein“ 
zu  beantworten,  namentlich  nicht,  wenn  es  die  Einzelstaaten  unterlassen, 
rechtzeitig  zu  einer  Erhöhung  und  Progression  ihrer  Vermögenssteuern 
zu  schreiten,  und  statt  dessen,  wie  Preussen,  selbst  die  Kriegszuschläge 
nur  auf  die  Einkommensteuer  legen,  und  daneben  auch  nicht  den 
Gemeinden  bei  Erhöhung  ihrer  Einkommensteuerzuschläge  in  den  Arm 
fallen.  Jedenfalls  würden  und  müssten  sie  sich  jetzt  meines  Erach- 
tens aus  diesem  Grunde  einer  Einkommenszuwachssteuer  als  Form  der 
Kriegsgewinnsteuer  entgegenstemmen  und  wäre  es  schon  deshalb  unklug 
von  den  Freunden  der  Kriegsgewinnsteuer,  deren  Zustandekommen 
dadurch  zu  gefährden,  dass  sie  sich  auf  diesen  statt  auf  den  mit  der 
Resitzsteuer  beschrittenen  Weg  der  Vermögenszuwachssteuer  begäben. 

Bei  einer  blossen  Ergänzung  der  Besteuerung  der  Kriegsgewinne 
durch  eine  die  Sätze  nicht  überspannende  Vermögenszuwachssteuer  durch 
eine  mässige  Einkommenszuwachssteuer,  woran  ich  mit  meinem  Vorschlag 
im  vorigen  Sommer,  wie  ich  schon  hervorhob,  nur  gedacht  habe,  Hessen  sich 
die  Unebenheiten  einer  Anlehnung  an  die  einzelstaatlichen  Einkommen- 
steuern, eher  in  den  Kauf  nehmen,  ebenso  wie  man  sie  beim  Wehrbeitrag 
in  den  Kauf  genommen  hat.  Immerhin  und  in  Anbetracht  der  oben 
hervorgehobenen,  in  der  Sache  selbst  liegenden  Bedenken  gebe  ich  zu, 
dass  es  ratsamer  ist,  sich  auf  die  Vermögenszuwachssteuer  zu  beschränken. 
Sie  etwa  durch  einzelstaatliche  Einkommensverbesserungs- 
steuern zu  ergänzen,  möchte  ich  auch  nicht  empfehlen,  weil  die  steuerliche 
Ausgleichung  der  als  Folgeerscheinung  des  Krieges  eintretenden  Ver- 
schiebung in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  des  deutschen  Volkes 
geradezu  nach  einer  einheitlichen  Regelung  durch  das  Reich  schreit  und 
es  überaus  unerfreulich  wäre,  wenn  diese  durch  verschieden  gestaltete, 
verschieden  wirkende  Ergänzungen  seitens  der  Einzelstaaten  durchkreuzt 
würde;  denn  zwischen  der  reichsgesetzlichen  einmaligen  Vermögens- 
zuwachssteuer und  einzelstaatlichen  ausserordentlichen  Einkommens- 
zuwachssteuern bestände  doch  im  Grunde  nur  eine  Verschiedenheit  in 
der  Form;  der  Gegenstand  der  Besteuerung  wäre  im  wesentlichen  derselbe. 

Es  ist  indes  weder  notwendig  noch  zu  empfehlen,  bei  der  Kriegs- 
vermögenszuwachssteuer völlig  auf  eine  Berücksichtigung  des  Ein- 
kommens zu  verzichten.  Eine  gewisse  Mitberücksichtigung  der  Höhe 
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des  Einkommens,  ans  dem  der  Vermögenszuwachs  stammt,  empfiehlt  sich 
vielmehr  schon,  um  dem  Vorwurf  einer  „Strafe  auf  Sparsamkeit  und 
Prämie  auf  Verschwendung“  einigermassen  zu  entgehen.  Denn  wenn 
auch  das  Reichsschatzamt  beabsichtigt,  die  in  Juwelen,  Kunstgegen- 
ständen u.  dgl.  angelegten  Kriegsgewinne  mit  zu  erfassen,  so  wird  es, 
ganz  abgesehen  von  der  Schwierigkeit  der  Erfassbarkeit  selbst  solcher 
Anlagen,  nicht  daran  denken  können,  über  solche  bleibenden  Vermögens- 
wert besitzenden  Gegenstände  hinaus  dem  Verbrauche  der  während  des 
Krieges  erzielten  Mehreinnahmen  nachzugehen.  Gerade  weil  der  Krieg 
wirtschaftlich  am  schwersten  auf  den  mittleren  Einkommens-  und  Ver- 
mögensschichten lastet,  sie  geradezu  einer  Zerreibung  während  und  nach 
dem  Kriege  ausgesetzt  sind,  ist  es  ferner,  je  geringer  das  Einkommen  ist, 
um  so  mehr  geboten,  die  Ansammlung  von  Vermögen  nicht  zu  sehr  zu 
erschweren.  Endlich  erheischt  auch  der  Grundsatz  der  Opfergleichheit 
eine  Berücksichtigung  des  Einkommens.  Denn  je  höher  dieses  ist,  um  so 
weniger  Opfer  in  der  Befriedigung  laufender  — notwendiger  oder  Luxus- 
— Bedürfnisse  erheischt  es,  das  Vermögen  zu  vermehren,  um  so  weniger 
empfindlich  ist  es  daher,  von  dieser  Vermögensvermehrung  einen  Teil 
wieder  abzugeben.  Das  Reichsschatzamt  plant  denn  auch  eine  Mitberück- 
sichtigung der  „Veränderungen  in  den  Einkommensverhältnissen  des 
Steuerpflichtigen  während  des  Krieges  in  der  Weise,  dass  „der  Teil  des 
abgabepflichtigen  Vermögenszuwachses,  dem  ein  bestimmtes  Mehr- 
einkommen gegenübersteht,  mit  einem  erhöhten  Abgabesatze  belegt  wird“ 
(Begründung  zu  dem  Vorbereitungsgesetz).  In  welcher  Weise  dies  im 
einzelnen  geschehen  soll,  ist  noch  nicht  ersichtlich.  Jedenfalls  wird  aber 
gerade  bei  dieser  Art  der  Berücksichtigung  des  Einkommens  Bedacht  auf 
die  zahlreichen  Fälle  genommen  werden  müssen,  wo,  wie  ich  oben  ausge- 
führt habe,  die  Einkommensvermehrung  nachweislich  ausser  jedem  Zu- 
sammenhänge mit  dem  Kriege  steht  oder  sogar  infolge  des  Krieges 
geringer  ausgefallen  ist,  als  es  ohne  ihn  der  Fall  gewesen  wäre,  also  nicht 
nur  während,  sondern  sogar  infolge  des  Krieges  in  Wahrheit  ein  Rückgang 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Steuerpflichtigen  eingetreten  ist. 
Sonst  könnte  es  dahin  kommen,  dass  gerade  der  erarbeitete  Ver- 
mögenszuwachs höher  belastet  wird  wie  der  müheloser  in  den  Schoss 
gefallene.  Uebrigens  kann  die  vom  Schatzamt  geplante  Mitberücksich- 
tigung des  Einkommens  tatsächlich  dahin  führen,  dass  in  den  weitaus 
meisten  Fällen  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Steuersätze  eintritt. 
Denn  gerade  der  während  des  Krieges  erzielte  Vermögenszuwachs  rührt, 
namentlich  wenn  man  Erbfälle  und  — selbstverständlich  — blosse  Um- 
wandlung nicht  steuerbaren  Vermögens  in  steuerbares  Vermögen“,  die 
meist  auf  einen  Rückgang  in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  des 
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Eigentümers  schliessen  lässt,  ausscheidet,  in  den  allermeisten  Fällen  aus 
Einkommensvermelirungen  her.  Immerhin  wird  man  bei  dieser  Art  der 
Mitberücksichtigung  des  Einkommens  die  Bedenken  gegen  die  unver- 
änderte Benutzung  der  auf  unter  sich  verschiedenen  gesetzlichen  Grund- 
lagen beruhenden  einzelstaatlichen  Einkommensteuerveranlagungen 
zurückstellen  dürfen. 

Weisen  somit  überwiegende  Gründe  auf  den  nun  einmal  bereits 
mit  der  Besitzsteuer  beschrittenen  Weg  der  Yermögenszuwachssteuer,  so 
erheischt  doch  der  Zweck  der  Kriegsgewinnsteuer  gebieterisch  eine 
Erweiterung  der  subjektiven  Steuerpflicht  durch  Einbeziehung 
nicht  physischer  Personen.  Als  ich  im  vorigen  Sommer 
den  Aufsatz  für  die  „ Deutsche  Juristen-Zeitung“  schrieb,  betrachtete  ich 
sie  als  so  selbstverständlich,  dass  ich  sie  gar  nicht  erwähnte.  Erst  später 
hörte  ich,  dass  man  an  massgebender  Stelle  hierüber  nicht  von  vornherein 
ohne  Zweifel  gewesen  sein  soll.  Ich  habe  mich  seit  jeher  gegen  die  Frei- 
lassung der  Erwerbsgesellschaften  mit  selbständiger  Rechtspersönlichkeit 
von  der  preussischen  Ergänzungssteuer  ausgesprochen  und  sie  unter 
näherer  Begründung  in  dem  von  mir  mit  Geheimrat  Dr.  Schwarz  ver- 
fassten Werke  ,,Der  Staatshaushalt  und  die  Finanzen  Preussen“  (Bd.  I, 
Lieferung  4,  8.  Buch,  § 70,  S.  1181)  „im  Prinzip  ungerecht  und 
unlogisch“,  im  „Verwaltungsarchiv“  Bd.  11,  Heft  4,  S.  488  ff.  gelegent- 
lich eine  Besprechung  der  F uisting  sehen  „Grundzüge  der  Steuer- 
lehre“ die  „vielleicht  die  stärkste  Inkonsequenz  der  M i q u e 1 sehen 
Steuerreform“  genannt1).  In  meiner  „Neuordnung  der  direkten  Staats- 
steuern in  Preussen“  (S.  115  ff.)  habe  ich  das  wiederholt  und  noch  ein- 
gehender begründet.  Deshalb  habe  ich  auch  (Jahrbücher  für  National- 
ökonomie und  Statistik  am  mehrgedachten  Orte  S.  596)  die  Beschränkung 
der  Besitzsteuer  auf  natürliche  Personen  bekämpft.  Was  von  der  Besitz- 
steuer gilt,  gilt  ebenso  von  der  ihr  anzugliedernden  Kriegsgewinnsteuer 
in  Form  ebenfalls  einer  Yermögenszuwachssteuer.  Die  Erwerbsgesell- 
schaften besitzen  ein  von  dem  ihrer  Mitglieder  gesondertes  Vermögen, 
nicht  bloss  rechtlich,  sondern  auch  wirtschaftlich.  Man  hat  zwar  darauf 
hingewiesen,  es  sei  nur  eine  Fiktion,  dass  eine  Gesellschaft  ein  besonderes 
wirtschaftliches  Gebilde  sei;  in  Wirklichkeit  sei  sie  nur  die  Summe  der 
Gesellschafter.  Beruht  aber  die  Gesellschaft  auf  einer  rechtlichen  Fiktion, 
vermöge  deren  sie  gleich  einem  Menschen  als  Rechtssubjekt  behandelt 
wird,  so  ist  die  Absicht  und  Wirkung  dieser  von  der  Gesetzgebung  zuge- 


1)  Ygl.  auch  schon  meinen  Aufsatz  „Die  Heranziehung  der  Aktiengesell- 
schaften zur  Einkommensteuer“  im  LXVI.  Band  der  „Preussischen  Jahrbücher“, 
S.  470  ff. 
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standenen  Rechtsfiktion,  den  kleineren  Kapitalien  der  einzelnen  Gesell- 
schafter die  Vorteile  des  Grosskapitals  im  Wirtschaftsleben,  den  einzelnen 
Gesellschaftern  einen  Unternehmergewinn  zu  verschaffen,  den  sie  einzeln 
nicht  oder  nur  unter  Aufwendung  eigener  Arbeit  und  unbeschränktem 
Risiko  zu  erlangen  vermöchten,  und  sie  eröffnet  dem  Gesellschaftsunter- 
nehmen Umfang  und  Arten  des  Kredits,  wie  sie  den  einzelnen  Gesellschaf- 
tern verschlossen  wären.  Wenn  die  Gesellschafter  diese  besonderen  Vor- 
teile aus  der  Rechtsfiktion  gemessen,  so  ist  es  auch  recht  und  billig,  dass 
die  Konsequenzen  aus  dieser  Fiktion  auch  in  den  den  Gesellschaftern 
nachteiligen  Richtungen  gezogen  werden,  dass  die  eigene  Rechtsfähigkeit 
der  Gesellschaft  nicht  bloss  anerkannt  wird,  wo  es  sich  um  den  Erwerb 
zugunsten  der  Gesellschafter  handelt,  sondern  auch,  wo  es  auf  die  Ver- 
pflichtungen gegen  Staat  und  Gemeinde  ankommt.  Hier  die  eigene  Rechts- 
persönlichkeit ignorieren,  hiesse  auch,  die  Gesellschaft  vor  den  Einzel  - 
Unternehmungen  steuerlich  begünstigen.  Denn  auch,  wenn  man  den 
gesamten  Gewinn  der  Gesellschaft  den  Gesellschaftern  pro  rata  anrechnen 
würde,  würde  die  Summe  ihrer  Steuerleistungen  vermöge  der  Progression, 
die  doch  auch  die  Kriegsgewinnsteuer,  sogar  erst  recht  enthalten  soll  und 
muss,  hinter  denen  eines  Einzelunternehmens,  das  einen  gleichen  Gewinn 
mit  gleichem  Kapital  erzielt  hat,  Zurückbleiben.  Wäre  dies  schon  der  Fall, 
wenn  die  sämtlichen  Gesellschafter  ihrerseits  einen  steuerbaren  Vermögens- 
zuwachs erzielt  haben,  so  natürlich  erst  recht,  wenn  und  soweit  sie  einen 
solchen  nicht  zu  verzeichnen  oder  mangels  einer  Steuerpflicht  in  Deutsch- 
land nicht  zu  versteuern  hätten.  Etwa  eine  objektive  Steuerpflicht  nach 
Art  des  § 2 Buchstabe  b des  preussischen  Einkommen-  und  § 2 II  des 
preussischen  Ergänzungssteuergesetzes  hinsichtlich  des  Kriegsgewinns 
aus  der  Beteiligung  an  Erwerbsgesellschaften  mit  juristischer  Persönlich- 
keit konstruieren  zu  wollen,  um  die  nicht  in  Deutschland  wohnhaften 
Gesellschafter  mit  heranzuziehen,  wäre  schon  wegen  der  grossen  Beweg- 
lichkeit der  Aktien  und  der  Einziehbarkeit  der  Steuer  steuertechnisch 
undurchführbar.  Man  würde  dann  doch  nicht  umhin  können,  ähnlich  wie 
bei  der  Gemeindebesteuerung  der  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haf- 
tung in  Preussen,  die  Gesellschaft  zur  Steuerzahlerin  zu  machen  und  es 
ihr  zu  überlassen,  den  verauslagten  Steuerbetrag  an  der  Dividende  zu 
kürzen.  Völlig  würde  aber  dieser  Weg  versagen  in  den  noch  häufigeren 
Fällen,  wo  zwar  die  Gesellschaft  einen  Gewinn  gehabt  und  auch  verteilt 
hat,  der  Anteil  des  — subjektiv  steuerpflichtigen  — Gesellschafters  aber 
auf  gezehrt  oder  überstiegen  wird  von  Verlusten,  die  er  an  seinem  übrigen 
Vermögen  erlitten  hat.  Man  würde  damit  neben  die  subjektive  Vermögens- 
noch  eine  objektive  Ertragssteuer  auf  Gesellschaftsanteile  setzen,  mit 
diesem  Nebeneinander  zu  unhaltbaren  Ergebnissen  kommen  und,  indem 
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man  Leute  zu  einer  „ Kriegs  gewinnsteuer“  heranzöge,  die  nicht 
Gewinne,  sondern  Verlust  an  ihrem  Vermögen  erfahren  haben,  mit  den 
oben  entwickelten  Grundgedanken  einer  Sonderbesteuerung  der  Kriegs- 
gewinne vollkommen  in  Widerspruch  geraten.  Wie  unrichtig  es  ist,  dass 
der  Vermögenszuwachs  der  Erwerbsgesellschaften  auch  nur  annähernd 
vollständig  zur  Verteilung  käme  und  daher  bei  den  Gesellschaftern  erfasst 
werden  könnte,  zeigen  so  recht  die  Kriegsbilanzen  der  Gesellschaften  mit 
ihren  riesigen  offenen  und  stillen  Reservestellungen.  Aber  ebensowenig 
kommt  dieser  Vermögenszuwachs  der  Gesellschaft  irgendwie  voll  und 
richtig  in  den  Kursen  ihrer  Aktien  und  Geschäftsanteile,  zumal  denen 
eines  bestimmten  Stichtags,  zum  Ausdruck,  da  diese  Kurse  noch  von 
einer  ganzen  Reihe  anderer  Dinge  abhängen.  Eine  an  den  Erwerbs- 
gesellschaften vorübergehende,  von  der  Beobachtung  der  eigentlichen 
„Kriegsgewinne“  ausgehende  Steuer  wäre  für  das  hier  berechtigte  Volks- 
empfinden geradezu  unerträglich;  denn  gerade  bei  ihnen  stecken  natur- 
gemäss  die  — wenigstens  absolut  — höchsten  eigentlichen  Kriegsgewinne. 
Allerdings  ist  es  gerecht  und  auch  gerade  bei  einer  einmaligen  Vermögens- 
vermehrungssteuer auch  am  ehesten  möglich,  eine  Doppelbesteuerung  inso- 
fern und  insoweit  zu  verhüten,  als  das  Grundkapital  nach  seinem 
Kurswert  unter  die  Passiven  der  Gesellschaft  eingestellt  wird.  Freilich 
wird  damit  über  das  Ziel  einer  blossen  Vermeidung  vor  Doppelbesteue- 
rungen insofern  hinausgeschossen,  als  sich  die  Gesellschaftsanteile 
(Aktien  usw.)  in  der  Hand  nicht  steuerpflichtiger  Personen  oder  solcher 
befinden,  die  einen  Vermögenszuwachs  nicht  zu  verzeichnen  haben. 
Immerhin  wird  man,  um  grössere  Unbilligkeiten  und  Erschwerungen  der 
Durchführung  zu  vermeiden,  dies  in  den  Kauf  nehmen  müssen.  Eventuell 
könnte  man  daran  denken,  das  Grundkapital  nur  mit  dem  Kurswerte, 
soweit  er  den  Nennwert  nicht  übersteigt,  in  die  Passiva  der  Gesellschaft 
einzustellen.  Es  wäre  das  ein  zwar  roher  und  ungleichmässig  wirkender, 
aber  immerhin  ein  Ausgleich  oder  wenigstens  Ausweg. 

Wenn  man  das  Grundkapital  nicht  nach  dem  Nennwert  einstellt, 
dann  bedürfen  allerdings  die  Bilanzen  der  Gesellschaften  insofern  für 
die  Veranlagung  einer  Berichtigung.  Aber  ohne  solche  wird  es  doch  fast 
nie  abgehen,  schon  wegen  der  Abschreibungen,  in  denen  bei  den 
Erwerbsgesellschaften,  die  während  des  Krieges  mit  Gewinn  gearbeitet 
haben,  fast  stets  behufs  Heranziehung  zur  Steuer  herauszuschälende  stille 
Reserven  stecken  dürften.  Dass  andererseits  bei  der  Zulassung  der 
Abschreibungen  nicht  kleinlich  verfahren  werden  darf,  insbesondere  die 
durch  den  Uebergang  von  Friedens-  zur  Kriegs-  und  wieder  von  Kriegs- 
zur  Friedensindustrie  und  -Wirtschaft  geschaffenen  ganz  eigenartigen 
Verhältnisse  sorgfältig  und  schonend  berücksichtigt  werden  müssen,  habe 
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ich  schon  in  der  „Deutschen  Juristen-Zeitung“  und  im  „Staatsbedarf“ 
nachdrücklich  betont. 

Wenn  endlich,  wie  aus  dem  Sicherungsgesetz  vom  24.  Dezember 
1915  zu  entnehmen  und  auch  das  gegebene  ist,  der  Besteuerung  der 
Gesellschaften  der  „nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  und  den  Grund- 
sätzen kaufmännischer  Buchführung  berechnete  Bilanzgewinn“  zu- 
grunde gelegt  wird,  so  bedeutet  das  auch  nicht  etwa  ein  Herausfallen  aus 
dem  Rahmen  der  Vermögenszuwachssteuer  und  ein  Hineingeraten  in  eine 
Einkommenszuwachssteuer.  Vielmehr  ist  ja  der  Bilanzgewinn  der  Gesell- 
schaften wie  der  Einzelkaufleute  tatsächlich  nicht  Einkommen  oder 
Ertrag,  sondern  Vermögenszuwachs,  da  er  sich  aus  der  „Vergleichung 
sämtlicher  Aktiva  und  sämtlicher  Passiva“  ergibt.  Daher  geraten  gerade 
umgekehrt  Einkommensteuern,  die  von  ihm  ausgehen,  insoweit  in  das 
Fahrwasser  von  Vermögenszuwachssteuern.  Wohl  aber  führt  der  Anschluss 
der  Steuer  an  die  Bilanz  zu  einer  Begünstigung  der  Gesellschaften 
vor  den  Einzelkaufleuten  insofern,  als  letztere  sämtliche  Vermögens- 
gegenstände und  Schulden  nach  ihrem  wirklichen,  d.  h.  nach  der  Recht- 
sprechung gemeinen,  Werte  in  dem  Zeitpunkte,  für  den  die  Aufstellung 
stattfindet,  einstellen  müssen  (§  40  des  Handelsgesetzbuches),  Aktien- 
gesellschaften, Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  Gesellschaften 
m.  b.  H.  das  stehende  Kapital  und  Wertpapiere,  selbst  wenn  deren  Wert 
höher  als  der  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  ist,  höchstens  mit 
diesem  einsetzen  dürfen  (§  261,  HGB.,  § 42  des  Reichsges.  über  die 
G.  m.  b.  H.).  Man  wird  zu  prüfen  haben,  ob  man  glaubt  im  Interesse 
der  Vereinfachung  der  Veranlagung  diese  Ungleichmässigkeit  in  den 
Kauf  nehmen  zu  dürfen. 

Eine  weitere  Unstimmigkeit  in  der  Besteuerung  zwischen  physi- 
schen und  nicht  physischen  Personen  wäre  es,  wenn  die  ersteren  nach 
dem  Maßstabe  ihres  Vermögenszuwachses,  die  letzteren,  wie  nach  dem 
Vorbereitungsgesetz  erscheinend  beabsichtigt  ist,  nur  nach  dem  gegenüber 
den  letzten  Friedensjahren  erzielten  Mehrgewinn  besteuert  würden.  Ob 
für  eine  solche  verschiedene  Behandlung  eine  zwingende  Notwendigkeit 
vorliegt,  obwohl  die  Feststellung  des  Vermögensstandes  der  Erwerbs- 
gesellschaften für  die  massgebenden  Zeitpunkte  keinen  unüberwindlichen 
Schwierigkeiten  begegnen  kann,  zumal  nach  den  ja  allerdings  sich  nicht 
auf  das  gesamte  Vermögen  erstreckenden  Feststellungen  für  den  Wehr- 
beitrag, wird  zu  erwägen  sein.  Sollte  man  dabei  gleichwohl  zur  Bejahung 
dieser  Frage  gelangen,  so  würde  ein  Ausgleich  durch  Verschiedenheit  der 
Steuersätze  zu  suchen  sein. 

Die  subjektive  Steuerpflicht  nicht  physischer  Personen 
anlangend,  so  genügt  es  meines  Erachtens  kaum,  sich  auf  die  in  dem 
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Sicherungsgesetz  bezeichneten  Gesellschaften  und  Vereinigungen  zu 
beschränken,  sondern  müssen  auch  Stiftungen  mit  Rechtspersönlich- 
keit, die  nicht  der  Allgemeinheit  dienen,  wie  Familienstiftungen,  heran- 
gezogen werden.  Dass  man,  worauf  die  „Berliner  politischen  Nachricht 
ten“  wieder  vertrösten,  den  Bundesrat  ermächtigt,  den  Kreis  der  steuer- 
pflichtigen Personen  zu  erweitern,  genügt  nicht.  Es  ist  ein  Fehler  des 
Zuwachssteuergesetzes,  den  ich  seinerzeit1)  als  die  „Bankerotterklärung 
der  Reichszuwachssteuer“  bezeichnet  habe,  dass  es  im  § 66  Abs.  2 eine 
ähnliche  Ermächtigung  enthält.  Wenn  etwas,  so  gehören  die  Be- 
stimmungen über  die  subjektive  und  objektive  Steuerpflicht  in  das  Steuer- 
g e s e t z selbst.  Mit  solcher  Art  der  Steuergesetzgebung  gelangt  man 
schliesslich  dazu,  alles  in  die  Hände  der  Regierung  zu  legen,  Zustände,, 
wie  wir  sie  im  Kriege  auf  anderen  Gebieten  notgedrungen  haben,  für  den 
Frieden  zu  verewigen  und  auf  Gebiete  zu  übertragen,  wo  sie  selbst  im 
Kriege  weder  nötig  sind  noch  erträglich  wären.  Bei  einer  Vermögensr 
zuwachssteuer  lassen  sich  für  eine  diskretionäre  Befugnis  auch  nicht  einmal 
die  Gründe  geltend  machen,  die  man  für  sie  bei  der  Grundstücks  Wertzuwachs - 
Steuer  angeführt  hat.  Bei  dem  § 10  des  blossen  Sicherungsgesetzes,  das  noch 
niemandem  einen  Teil  seines  Vermögens  wegnimmt,  sondern  ihn  nur  zu 
dessen  Sicherstellung  zwingt,  liegen  die  Dinge  vollkommen  anders,  so  dass 
man  daraus  nicht  mit  der  gedachten  Korrespondenz  Schlüsse  auf  das,, 
was  im  Steuergesetz  selbst  zulässig  wäre,  ziehen  darf. 

Umgekehrt  wie  in  subjektiver  Beziehung  planen  die  verbündeten 
Regierungen  unter  anscheinender  Billigung  des  Reichtages  in  objek- 
tiver Hinsicht  eine  grundsätzliche  Einschränkung  der  Steuerpflicht 
im  Vergleich  zu  derjenigen  bei  der  Besitzsteuer  durch  völligen  Aus- 
schluss des  Vermögenszuwachses  aus  Erbschaften.  Ich  habe  schon 
im  „Staatsbedarf“  darauf  hingewiesen,  dass  mir  dieser  Standpunkt- 
keineswegs  ohne  weiteres  gerechtfertigt  zu  sein  scheint.  Wir  haben  aller- 
dings bereits  eine  Erbschaftsteuer;  aber  ebenso  haben  wir  auch  schon 
in  der  Besitzsteuer  eine  Vermögenszuwachssteuer,  der  übrigens  die  Erb- 
schaften auch  unterliegen.  Wenn  wir  trotzdem  eine  zweite  Vermögens- 
zuwachssteuer schaffen,  so  schaffen  wir  sie,  wie  ich  ausgeführt  habe,  als 
einmaligen  Ausgleich  für  die  ausserordentlichen  Verschiebungen  der 
Wirtschafts-  und  Wohlstandsverhältnisse  infolge  des  Krieges.  Es  soll 
mit  ihr  die  relative,  gegenüber  der  allgemeinen  Senkung  des  Wohl 
standsnieveaus  eingetretene  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  getroffen 
werden.  Die  Erbschaftssteuer  soll  dagegen  die  absolute  ungewöhn- 
liche Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  treffen,  wie  die  Besitzsteuer  die; 


1)  „Betrachtungen  zur  Beichszuwachssteuer“,  S.  74. 
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normale,  periodische.  Daher  sind  alle  drei  Steuern  neben  einander  wohl 
berechtigt.  Bei  Freilassung  der  Erbanfälle  von  der  Kriegsvermögens- 
zuwachssteuer würde  diese  Art  der  Vermögensvermehrung  allein  keine 
Erhöhung  ihrer  Steuerbelastung  erfahren,  nur  für  sie  der  Ausgleich  für 
den  besonderen  Charakter  einer  Vermögensvermehrung  in  einer  Zeit  durch- 
schnittlich sinkenden  Wohlstandes  entfallen,  und  das  wäre  gegenüber  dem 
aus  Ersparnissen  an  oft  mühsam  erworbenem  Einkommen  stammenden 
Vermögenszuwachs  ungerecht.  Beim  Erbgang  von  Ehefrauen  und 
Abkömmlingen  kann  man  vielleicht  sagen,  dass  wenigstens  bei  dem  — 
regelmässig  vorzeitigen  — Todesfall  infolge  des  Krieges  oder,  wenn  die 
Abkömmlinge  noch  nicht  wirtschaftlich  selbständig  sind,  der  ziffern- 
inässige  Vermögenszuwachs  durch  andere  wirtschaftliche  Nachteile 
infolge  des  Todes  des  Gatten  oder  Vaters  so  weit  ausgeglichen  wird,  dass 
eine  weitere  Belastung  als  durch  die  Besitzsteuer  nicht  geboten  erscheint1) . 
Aber  schon  beim  Tode  eines  Abkömmlings  liegt  für  den  erbenden  Aszen- 
denten die  Sache  regelmässig  anders,  nämlich  ebenso,  als  wenn  der  letztere 
zwar  nicht  erbt,  aber  die  bisher  dem  verstorbenen  Abkömmling  gewährten 
Unterhaltungskosten  oder  -Zuschüsse,  wie  z.  B.  die  Zulage  an  einen 
gefallenen  Sohn,  nicht  mehr  aufzuwenden  braucht,  sondern  zur  Ver- 
mögensvermehrung verwendet.  Erst  recht  kein  Grund  für  ein  völliges 
Vorübergehen  der  Kriegsvermögenszuwachssteuer  an  allen  Anfällen  von 
Todes  wegen  liegt  bei  denjenigen  an  Seitenverwandte,  zumal  entferntere 
vor.  In  dieser  Beziehung  kann  ich  im  wesentlichen  den  Ausführungen 
Bambergers  im  19.  Hefte  dieser  Sammlung,  S.  14  ff.  zustimmen. 
Ob  man  diesen  Vermögenszuwachs  infolge  Anfalls  von  Todes  wegen 
während  des  Krieges  durch  die  allgemeine  einmalige  Kriegsvermögens- 
vermehrungssteuer erfasst  oder,  wie  Bamberger  will,  durch  eine 
„Kriegserbschaftssteuer“,  ist  dann  gegenüber  der  grundsätzlichen  Frage 
mehr  nur  eine  Zweckmässigkeitsfrage. 

Dass  bei  uns  niemand  an  eine  Nachahmung  des  rohen  englischen 
Vorgangs  einer  gleichmässigen  Belastung  der  Kriegsgewinnsteuer  mit 
demselben  Prozentsätze  ohne  Rücksicht  auf  deren  Höhe  denkt,  sondern 
man  an  den  bewährten  Grundsätzen  einer  Progression  festhalten 
wird,  darf  man  als  sicher  annehmen.  Die  „Berliner  politischen  Nach- 
richten“ bestätigen  auch,  dass  ich  mich  auch  mit  meiner  Forderung  einer 
- — abgesehen  von  der  schon  besprochenen  Berücksichtigung  des  Ein- 
kommens — doppelten  Staffelung  der  Steuersätze  nach  der  Höhe  des 
Vermögenszuwachses  und  nach  dem  Verhältnisse  des  Zuwachses  zum 
früheren  Vermögensstande  „durchaus  im  Einklänge  mit  der  herrschen- 

*)  Vgl.  meine  „Reichs-  und  Landessteuern  im  Hinblick  auf  die  Deckung 
der  Wehrvorlagen“,  Heft  1 dieser  Sammlung,  S.  58  ff. 
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den  Meinung“,  also  wolil  auch  des  Reichsschatzamts,  befinde.  In  dieser 
Beziehung  hatte  ich  im  ,, Staatsbedarf“  folgendes  ausgeführt: 

„Dass  bei  einer  als  allgemeine  Yermögenszuwachs-  oder  Ver- 
mögens- und  Einkommenzuwachssteuer  gestalteten  Kriegsgewinnsteuer 
mit  Sätzen,  die  nicht  unerhebliche  Hundertteile  des  Vermögens- 
zuwachses betragen,  ein  gleichmässig  proportionaler  Tarif  mit  den  aner- 
kannten Grundsätzen  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  im 
schroffsten  Widerspruch  stehen  würde,  bedarf  keiner  Darlegung.  Es  wäre 
geradezu  ungeheuerlich,  etwa  dem  Familienvater,  der  trotz  der  Teuerung 
und  unter  auch  sonst  durch  den  Krieg  erschwerten  Verhältnissen  durch 
angestrengte  Arbeit  und  grösste  Einschränkung  sein  Vermögen  von 
100  000  auf  120  000  M.  vermehrt  hat,  von  dem  Vermögenszuwachse  von 
20  000  M.  denselben  Prozentsatz  abzunehmen  wie  einem  Großindu- 
striellen, der  während  und  vielleicht  gerade  infolge  des  Krieges  sein  Ver- 
mögen um  Millionen  vermehrt,  oder  einer  Aktiengesellschaft,  die  viel- 
leicht in  einem  oder  zwei  Jahren  an  Kriegslieferungen  so  viel  verdient 
hat,  wie  ihr  ganzes  Aktienkapital  beträgt.  Will  man  also  nicht  erst 
bei  sehr  erheblichen  Vermögensvermehrungen  mit  der  Steuerpflicht  ein- 
setzen,  so  wird  man  dies  nur  mit  sehr  mässigen,  wenn  auch  mehrere 
Prozent  betragenden  Steuersätzen  tun  dürfen.  Bis  zu  ganz  kleinen  Ver- 
mögensvermehrungen wird  man  überhaupt  nicht  heruntergehen  dürfen. 
Einmal  würde  man  damit  die  Veranlagung,  deren  wichtigstes  Hilfsmittel 
eine  allgemeine  Deklarationspflicht  sein  muss,  unverhältnismässig 
erschweren  und  verteuern.  Dann  aber  führt  jede  Steuerpro-  oder 
degression  folgerichtig  zur  völligen  Freilassung  kleinerer  Steuerkräfte 
unterhalb  einer  gewissen  Mindestgrenze  und  umgekehrt  jede  Freigrenze 
zur  Pro-  oder  Degression.  Denn  die  Vermehrung  der  Leistungsfähigkeit 
durch  einen  kleinen  Vermögenszuwachs  wird  schliesslich  eine  so  geringe, 
dass  sie  durch  einen  noch  die  Veranlagungs-  und  Erhebungsschwierig- 
keiten und  -kosten  lohnenden  und  doch  keine  Ueberbürdung  im  Vergleich 
zu  der  Besteuerung  hoher  Vermögensvermehrungen  darstellenden  Steuer- 
satz nicht  mehr  ausgeglichen  werden  kann.  Man  wird  es  da, her  mindestens 
bei  der  Beschränkung  des  Besitzsteuergesetzes  auf  Vermögensver- 
mehrungen von  mehr  als  10  000  M.  bewenden  lassen  können.  Man  wird 
sogar  zu  erwägen  haben,  ob  man  nicht,  um  die  keinen  reellen  wirtschaft- 
lichen Wert  besitzenden,  nur  auf  Kursschwankungen  von  Anlagepapieren 
beruhenden  äusser liehen  Vermögensvermehrungen  nicht  mit  zu  ihrem 
geringen  wirklichen  Wert  im  Missverhältnisse  stehenden  Steuersätzen  zu 
belasten,  noch  höher  hinaufgehen  will. 

Neben  der  Staffelung  nach  der  absoluten  Höhe 
des  Vermögens-  und  gegebenenfalls  des  Einkommenszuwachses  hat  aber, 
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wenn  die  während  des  Krieges  eingetretenen  Wohlstandsverschiebungen 
einen  steuerlichen  Ausgleich  erfahren  sollen,  auch  eine  solche  nach  der 
prozentualen  Vermögens-  oder  E i n k o m m e n s Ver- 
mehrung ihre  Berechtigung.  Denn  wer  während  des  Krieges  in  stär- 
kerem Verhältnis  als  ein  anderer  wohlhabender  geworden  ist,  kann  als 
steuerlichen  Ausgleich  auch  einen  höheren  Bruchteil  abgeben.  Ueberdies 
ist  diese  Staffelung  geeignet,  mittelbar  die  eigentlichen  Kriegsgewinne 
vorzubelasten;  denn  die  prozentual  stärksten  Vermögens-  und  Ein- 
kommensvermehrungen sind  — ausser  bei  bisher  vermögenslosen  Offi- 
zieren — bei  Kriegslieferanten  zu  vermuten.  Dagegen  hat  die  abso- 
lute Höhe  des  Gesamt  Vermögens,  die  ja  bei  der  Besitzsteuer  ein 
Maßstab  der  Progression  ist,  für  die  besondere  Aufgabe  der  Kriegs- 
vermögenszuwachssteuer gleiche  Bedeutung  nicht;  denn  der  Zweck  dieses 
Steigerungsmaßstabes  besteht  darin,  nach  der  Art  der  allgemeinen  Ver- 
mögenssteuern die  stärker  als  im  Verhältnis  zur  ziffernmässigen  Höhe 
des  Vermögens  steigende  steuerliche  Leistungsfähigkeit  der  Vermögen 
auszugleichen.“ 

Die  „Berliner  politischen  Nachrichten“  wenden  hiergegen  nur  ein, 
wenn  ich  die  untere  Grenze  der  Steuerpflicht  erst  bei  einem  Vermögens- 
zuwachse von  10  000  M.  oder  noch  höher  ziehen  wolle,  so  hätte  ich  nicht 
berücksichtigt,  dass  es  sich  bei  der  Besitzsteuer  um  einen  im  Laufe  von 
drei  Frieden sjahren  entstandenen  Vermögenszuwachs  handele,  während 
ein  während  des  Krieges  im  Laufe  eines  Geschäftsjahres  erzielter  Ver- 
mögenszuwachs jedenfalls  eine  stärkere  Heranziehung  gestatten  würde, 
so  dass  die  Grenze,  bei  der  die  Besteuerung  einsetzt,  erheblich  niedriger 
anzunehmen  sein  dürfte.  Dieser  Einwand  hätte  nur  dann  etwas  für  sich, 
wenn  die  ausserordentliche  Vermögensvermehrungssteuer  für  jedes  ein- 
zelne Kriegs jahr  oder  doch  nach  dem  Maßstabe  des  auf  einen  Jahresdurch- 
schnitt umgerechneten  Vermögenszuwachses  der  ganzen  Kriegsdauer 
erhoben  werden  sollte.  Selbst  dann  bliebe  von  der  gedachten  Korre- 
spondenz unberücksichtigt,  dass  es  ein  himmelweiter  Unterschied  ist,  von 
einem  Vermögenszuwachs,  wie  es  das  Besitzsteuergestz  tut,  0,75  bis  — • 
bei  Millionengewinnen  neben  10  Millionen  übersteigendem  Vermögen  — * 
— 2,5  v.  H.  zu  beanspruchen,  als  ein  vielfaches  der  Sätze  des  Besitz- 
steuergesetzes. Ich  habe  aber  bisher  angenommen,  dass  die  Kriegsgewinn- 
steuer eine  einmalige  Steuer  nach  dem  Maßstabe  des  gesamten  während 
der  Kriegsdauer  oder  vielmehr,  da  ein  Anschluss  an  Kalender-,  Wirt- 
schafts- und  Geschäftsjahre  nötig  ist,  während  derjenigen  dieser  Jahre, 
die  ganz  oder  teilweise  in  die  Kriegszeit  fallen,  erzielten  Vermögens- 
zuwachses gestaltet  werden  soll,  und  würde  auch  dies  schon  der 
Anlehnung  an  die  Besitzsteuer  wegen  für  das  richtigste  halten.  Dann 
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aber  handelt  es  sich  ebenso  wie  bei  der  Besitzsteuer  um  mehrere  Friedens- 
um  mehrere  Kriegsjahre.  * 

Auch  in  meinen  Bedenken  gegen  eine  Steigerung  der  Sätze  bis  zu 
50  v.  H.,  an  die  man  nach  dem  Sperrgesetz  auch  für  psychische  Personen 
zu  denken  scheint,  obwohl  ein  Satz  von  50  v.  EL  des  Mehrgewinnes  einer 
Erwerbsgesellschaft  nicht  gleichbedeutend  mit  50  v.  H.  des  Vermögens- 
zuwachses physischer  Personen  ist  und  daher  jener  noch  nicht  den 
gleichen  Satz  für  letztere  bedingt,  halte  ich  fest.  Ich  habe  diese  Bedenken 
im  „Staatsbedarf“  dahin  gekennzeichnet: 

„Ich  halte  diesen  Satz,  wenigstens  wenn  er  nicht  erst  bei  Gewinnen 
von  vielen  Millionen  und  gleichzeitig  von  im  Verhältnisse  zum  vorherigen 
Vermögenszustande  ganz  ungewöhnlicher  Höhe  eintreten  soll,  für  erheb- 
lich zu  hoch  gegriffen  und  seine  Ankündigung  für  nicht  bedenklich.  Er 
trägt  bereits  konfiskatorischen  Charakter,  und  kann,  zumal  in  Ver- 
bindung mit  den  sonstigen  uns  bevorstehenden  riesigen  Steuerlasten, 
lähmend  auf  den  Wagemut  von  Industrie  und  Handel  und,  wenn  er  auf 
Fälle  trifft,  wo  von  eigentlichem  Kriegsgewinn  nicht  die  Rede  sein  kann, 
erbitternd  wirken.  Die  gelegentlich  früherer  Steuerreformen  geltend 
gemachten  Befürchtungen  einer  Kapitalsauswanderung  habe  ich  nie 
gelten  lassen.  Bei  den  Steuerlasten,  die  uns  bevorstehen,  wird  diese 
Gefahr,  wenn  jene  Lasten  mit  einem  zu  starken  Teil  auf  Vermögen  und 
Einkommen  geworfen  werden,  eine  durchaus  ernste.  Die  neutralen 
Staaten,  vielleicht  auch  manche  der  kriegführenden  Staaten  werden  es  in 
der  Hand  haben,  den  grösseren  Vermögen  lockendere  steuerlichere  Ver- 
hältnisse zu  bieten.  Gewaltsam  verhindern  lässt  sich  eine  solche  Kapital- 
abwanderung kaum,  will  man  nicht  den  internationalen  Wirtschafts- 
verkehr hemmen.“ 

Ich  glaube  auch,  in  jüngster  Zeit  wahrgenommen  zu  haben,  dass 
sich  die  durchaus  beachtenswerten  Stimmen  mehren,  die  vor  einer  allzu 
starken  Anspannung  der  direkten  Steuern  nach  dem  Kriege  warnen. 
Und  solche  Warnungen  sind  heutzutage  sehr  berechtigt.  Wir  werden 
ohnehin  nach  dem  Kriege  alle  Mühe  haben,  aus  dem  — wohl  alle  Hoff- 
nungen selbst  radikalster  Sozialisten  übertreffenden  — sozialistischen 
Fahrwasser,  in  das  der  Krieg  unsere  innere  Kriegswirtschaftspolitik  und 
Heeresbedarfssicherstellung  mit  ihren  alle  bisherigen  Vorstellungen  von 
der  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  und  privatwirtschaftlicher 
Freiheit  zerstörenden  Beschlagnahmen,  Enteignungen,  behördlichen 
Betriebseinschränkungen  und  Reglementierungen  des  Lebensmittel- 
verbrauchs gedrängt  hat,  wieder  herauszukommen,  und  uns  doppelt  hüten 
müssen,  nun  auch  durch  konfiskatorische  Steuern  denselben  Kurs  zu 
steuern. 
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